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Die Schweiz ist eine wertschöpfungsintensive
Volkswirtschaft. Das Wachstum lässt jedoch seit
längerem zu wünschen übrig. Die wirtschaftspoliti-
sche Aufbruchstimmung, die sich nach der Ab-
lehnung des EWR-Beitrittes am 6. Dezember 1992
entwickelt hatte, war nur von kurzer Dauer. Das so
genannte Revitalisierungsprogramm blieb weitge-
hend wirkungslos. Das Binnenmarktgesetz wird
revidiert, das Kartellgesetz neu aufgelegt. Bei der
Liberalisierung des Strommarktes haben die EU-
Staaten die Schweiz mittlerweile genauso überholt
wie bei der Deregulierung des Service public. 
Die reiche Schweiz, die an Vorsprung verliert, wird
oft auf zwei Stichworte reduziert: das hohe Preis-
und das hohe Lohnniveau. Dabei sind weder ein
hohes Preisniveau noch ein hohes Lohnniveau Zei-
chen für einen schwächelnden Wirtschaftsstandort.
Als Spiegel der Wertschöpfung sind sie wichtige
Hinweise auf Wettbewerbsfähigkeit und Wohl-
stand. Das Economic & Policy Consulting der
Credit Suisse möchte einen Beitrag zur Reform-
diskussion leisten. In der Reihe Spotlight1 erschei-
nen verschiedene Kurzstudien über Ursachen für
und Massnahmen gegen das hohe Preisniveau in
der Schweiz. 
Das vorliegende Economic Briefing befasst sich mit
den strukturellen Ursachen für das hohe Lohn-
niveau in der Schweiz. Es geht darum, die Lohnbil-
dung aus Arbeitsangebot und -nachfrage heraus zu
erklären (Kapitel 2). 
In Kapitel 3 werden die einzelnen Gründe analy-
siert. Die erste Erklärung für die hohen Löhne in
der Schweiz ist die rasche und intensive Tertiarisie-
rung der Wirtschaft. Die Nachfrage nach Arbeits-
kräften stösst auf einen chronischen Mangel an
Spezialisten und Fachkräften. Der rasche Wert-
schöpfungs- und Beschäftigungszuwachs der sog.
Hochlohnbranchen spielt eine entscheidende Rolle
für das gesamtwirtschaftliche Lohnniveau. Erfreuli-
che Konsequenz ist eine rekordhohe Erwerbstäti-
genquote: 79% der erwerbsfähigen Bevölkerung
waren im Jahr 2002 in den Arbeitsmarkt integriert.
Zum Vergleich: In der Lissabonner Strategie 2010
strebt die EU eine Steigerung der Erwerbstätigen-
quote auf 70% als ehrgeiziges Ziel an. 
Zweitens dominiert der männliche Vollzeit-Erwerbs-
tätige nicht nur die internationalen Lohnvergleichs-

statistiken, sondern auch die Lohnstruktur inner-
halb der Schweiz. Zwar sind weibliche Arbeitskräfte
pro Kopf ähnlich stark in den Arbeitsmarkt integriert
wie in den skandinavischen Ländern. Durch den
hohen Teilzeitanteil erreicht aber das weibliche Be-
schäftigungsvolumen nur einen Platz im Mittelfeld
der OECD-Staaten. 
Als dritte Ursache ist schliesslich ein im internatio-
nalen Kontext rückläufiger, aber dennoch erheblich
höherer Anteil älterer Arbeitnehmer mit entspre-
chenden Löhnen zu nennen. Dabei steigert nicht
nur das Alter das Lohnniveau, sondern auch die
Lohnnebenkosten.
In Kapitel 4 wird gezeigt, dass das hohe Lohn-
niveau mit einer durchaus differenzierten Lohn-
struktur Hand in Hand geht. Die Wirkung der
moderaten und flexiblen Lohnentwicklung auf die
relative Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz illustrie-
ren die Lohnstückkosten.
Eine Zwischenbilanz bildet den Anfangspunkt für
die Reformvorschläge in Kapitel 5. Die strukturelle
Knappheit an (qualifizierten) Arbeitskräften stellt
einen Risikofaktor für zukünftiges Wachstum dar.
Insofern kann das hohe Lohnniveau jederzeit primär
zum Signal für chronische Engpässe werden. Die
Antwort sind weniger allgemein sinkende Löhne als
vielmehr ein grösseres Arbeitsangebot. Ein generell
niedrigeres Lohnniveau kann kein langfristiges öko-
nomisches Ziel sein. Dies gilt insbesondere, solan-
ge die Lebenshaltungskosten in der Schweiz über-
durchschnittlich hoch sind.
In diesem Sinne wirken die vorgeschlagenen Mass-
nahmen langfristig. Sie sind aber gleichzeitig Teil
des aktuellen Gesetzgebungsprozesses. Zu nennen
sind die Revision des Ausländergesetzes ebenso
wie die auf September 2004 vorgesehenen Volks-
abstimmungen zur Einführung der Mutterschafts-
versicherung und zum neuen Einbürgerungsrecht.
Kapitel 6 zeigt, dass vor allem die Kombination der
Massnahmen Ausmass und Zusammensetzung des
Arbeitsangebotes in der Schweiz nachhaltig positiv
beeinflussen könnte. Unsere Nachbarstaaten, die
ähnliche Probleme wie wir aufweisen, verfügen
nicht über eine vergleichbar gute Ausgangslage.
Aber die Gefahr, dass divergierende Einzelinteres-
sen in den verschiedenen Politikbereichen die Re-
formansätze überlagern, war selten so gross.

Zusammenfassung

1 http://research.credit-suisse.ch/de/publications/spotlight
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1. Einleitung

Das Lohnniveau in einer Volkswirtschaft zeigt die
Bedeutung des Humankapitals für die Wertschöp-
fung auf. Ein hohes Lohnniveau ist daher nicht
automatisch ein Zeichen für ein Wachstumspro-

Figur 1: Internationaler Vergleich der durchschnittlichen Bruttojahres-
löhne*

* Durchschnittslohn eines ledigen Arbeitnehmers ohne Kinder mit einer Vollzeitstelle im 2. Sektor

Kaufkraftbereinigte Löhne vor Abzug von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen

Quelle: OECD 2003

2. Lohnbildung in der Schweiz

Der Lohn ist der Preis für Arbeit. Er bildet sich
durch das Zusammenspiel von Angebot und Nach-
frage. Der Arbeitsmarkt ist dann im Gleichgewicht,
wenn bei bestehendem Lohnniveau gleich viel Ar-
beit nachgefragt wie angeboten wird. 

2.1 Die Nachfrage nach Arbeitskräften
Die Nachfrage nach Arbeitskräften leitet sich von
den Gütermärkten ab. Arbeit dient dazu, Güter und

Dienstleistungen zu produzieren, für die eine
Nachfrage besteht. Insofern setzt sich die Nach-
frage nach Arbeit einerseits aus der Nachfrage
nach einer bestimmten Menge an Arbeitskräften
und andererseits aus der Nachfrage nach be-
stimmten Qualifikationen der Arbeitskräfte zusam-
men. Dominanter Bestimmungsgrund für die
Nachfrage nach Arbeit ist die sektorale Entwick-
lung der Wirtschaft, d.h. der Wandel der Bran-

blem. Es kann vielmehr wichtige Hinweise auf die
Wettbewerbsfähigkeit einer Volkswirtschaft geben.
Quantität und Qualität des Arbeitsangebotes haben
in der Schweiz als ansonsten ressourcenarmem
Standort eine zentrale Bedeutung. Entsprechend
wird die Schweiz bei der Höhe der durchschnitt-
lichen Bruttolöhne vor Abzug von Steuern und So-
zialabgaben nur von Deutschland und Dänemark
übertroffen (Figur 1). Die Steigerung des Lohn-
niveaus zwischen 1997 und 2002 für einen Vollzeit-
angestellten ohne Familie im zweiten Sektor fiel
deutlicher aus als in vielen anderen OECD-Staaten.
Nach Abzug von Beiträgen und Abgaben verfügen
die Arbeitnehmer in der Schweiz im Durchschnitt
über den höchsten Lohn im OECD-Vergleich. 
In der vorliegenden Studie wird den strukturellen
Ursachen für das hohe Lohnniveau nachgegangen.
Dabei wird deutlich, dass das hohe Lohnniveau
Chancen und Risiken für den Standort Schweiz be-
inhaltet. Das Ziel der Analyse sind aber nicht etwa
sinkende Löhne. Ein generell niedrigeres Lohn-
niveau kann per se kein langfristiges ökonomisches
Ziel sein. Dies gilt insbesondere, solange die Le-
benshaltungskosten in der Schweiz ebenfalls über-
durchschnittlich hoch sind. Vielmehr muss der Ar-
beitsmarkt auch in Zukunft flexibel bleiben, wobei
sich die Lohnzuwächse am Produktivitätswachstum
orientieren sollten. In diesem Sinn ist ein hohes
Lohnniveau kein Nachteil für einen Standort.
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Quelle: BfS, Credit Suisse Economic & Policy Consulting

chenstruktur und die veränderte Nachfrage nach
Ausbildungen und Berufen. 
Aus dieser Entwicklung leiten sich weitere Ein-
flussfaktoren ab. Dazu gehört die Ausstattung des
Produktionssystems, die Entwicklung des Brutto-
inlandproduktes, der Auslastungsgrad der Produk-
tionskapazitäten und die Investitionstätigkeit. Wei-
tere Faktoren sind das Verhältnis der Kapital- zu
den Arbeitskosten sowie die regionale Wirtschafts-
tätigkeit und die damit verbundene geografische
Mobilität.
Rationalisierungsschübe führen zu höherer Pro-
duktivität. Wertschöpfungsintensivere Produkti-
onsprozesse fördern die Nachfrage nach qualifi-
zierten Arbeitskräften. In der Schweiz veränderte
neben diversen intensiven Rationalisierungsschü-
ben vor allem der rasche Strukturwandel zur Indus-
trie- und später zur Dienstleistungsgesellschaft die
Arbeitsnachfrage. Der Bedarf an qualifizierten und
spezialisierten Mitarbeitern, wie z.B. ausgebildeten
Mechanikern, Monteuren und Handwerkern, stieg
rasch und stark an. Die zunehmende Bedeutung
der Kommunikation schuf zusätzlich den Bedarf
an neuen Berufen und Ausbildungen. Verschiede-
ne Faktoren bewirkten so ein ansteigendes Lohn-
niveau, zudem aber auch eine ausserordentlich
hohe Beschäftigung.
Anhand der Erwerbstätigenstatistik lässt sich auf-
zeigen, dass der zweite Sektor einem tief greifen-
den Strukturwandel ausgesetzt war. Rückläufig
war die Beschäftigung im 20. Jahrhundert in der
Holz- und Uhrenindustrie sowie seit 1950 auch in
der Nahrungs- und Genussmittelbranche. Im Ge-
genzug erhöhte sich der Anteil der Papierindustrie,
des grafischen Gewerbes und der chemischen In-
dustrie. 1870 setzte sich der zweite Sektor vor al-
lem aus Beschäftigten der Textil- und Beklei-
dungsindustrie zusammen. Heute umfasst er
mehrheitlich Personen, die in der Metall- und Ma-

schinenindustrie tätig sind oder auf dem Bau arbei-
ten. Auch im dritten Sektor, bei den Dienstleis-
tungen, veränderte sich das Gewicht einzelner
Branchen über die Jahrzehnte markant. An Bedeu-
tung gewonnen haben vor allem das Gastgewerbe
sowie die öffentliche Verwaltung und Rechtspfle-
ge. Diese Branche umfasst 4 bis 5% der im dritten
Sektor beschäftigten Personen. Gewachsen sind
aber auch das Verkehrs- und das Unterrichts-
wesen. Die stärkste Expansion in der jüngsten Ge-
schichte verzeichnen die Handels- und Finanzinsti-
tute sowie das Gesundheitswesen. 
Der Trend zur Internationalisierung von F&E-Akti-
vitäten wurde in der Schweiz bereits früh und um-
fassend antizipiert. Sie entwickelte sich zu einer
zunehmend offenen Volkswirtschaft mit einem
starken Export- und Finanzsektor und einem hohen
Anteil von Forschung und Entwicklung am Brutto-
inlandprodukt. Einfachere Produktionsprozesse
wurden eher ausgelagert. Die konkurrenzfähige
und erfolgreiche Exportindustrie war in der Lage,
relativ hohe Löhne zu zahlen. Ebenso der starke
Finanzdienstleistungssektor, dessen Entwicklung
gleichzeitig die Kosten für den Faktor Kapital im
Verhältnis zum Faktor Arbeit senkte. 
Globalisierungstendenzen und der technische Fort-
schritt veränderten während der 1990er Jahre
sprunghaft die Nachfrage nach Beschäftigten mit
einem höheren Qualifikationsprofil («skill-biased
technological change»). Der hohe Anteil von For-
schungs- und Entwicklungsleistungen am BIP
blieb auch im vergangenen Jahrzehnt trotz schwa-
chem Wachstum konstant. Bei den Patenten pro
Kopf der Bevölkerung haben zwar andere Länder
aufgeholt, dennoch steht die Schweiz an der Spit-
ze. Innovation wird hauptsächlich durch privatwirt-
schaftliche F&E-Aktivitäten vorangetrieben, wobei
der hohe Anteil der KMU im internationalen Ver-
gleich hervorsticht. Der Wertschöpfungsanteil der
wissensbasierten Branchen am Bruttoinlandpro-
dukt (BIP) ist hoch. In der Hightech-Industrie – vor
allem in der Chemie, im Maschinen- und Fahr-
zeugbau sowie in der Elektrotechnik, Elektronik,
Optik und Uhrenindustrie –führt die Schweiz zu-
sammen mit Deutschland die internationale Rang-
liste an. Banken und Versicherungen steuern 14%
zum BIP bei. Damit liegt dieser Wertschöpfungs-
anteil am BIP um 5 Prozentpunkte höher als in den
USA. In Deutschland beträgt er 4%, in Frankreich
und Grossbritannien 4.4 und 4.8%. 

2.2 Das Angebot an Arbeitskräften
Die Basis für das Angebot an Arbeitskräften bilden
die Personen im erwerbsfähigen Alter von 15 bis
64 Jahren. Ihre Zahl wird massgeblich durch die
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demografische Entwicklung bestimmt. Diese ist
durch die Alterung der Bevölkerung und – ab etwa
2015 – einen absoluten Rückgang der Erwerbs-
bevölkerung gekennzeichnet. Damit wird das
Wachstumspotenzial der Volkswirtschaft durch das
Arbeitskräfteangebot beschränkt. Schon in der
Vergangenheit war der Schweizer Arbeitsmarkt
durch die regelmässige Knappheit an verfügbaren
Arbeitskräften geprägt. Bisher konnte diese
Knappheit jedoch durch Zuwanderung gemildert
werden.
Ob die Personen im erwerbsfähigen Alter ihre
Arbeitskraft anbieten, hängt von verschiedenen

Faktoren ab. Bestimmungsfaktoren des Arbeitsan-
gebotes sind der erwartete Lohn ebenso wie die
eigene Familien- und Bildungssituation, die Mobili-
tätsbereitschaft, Anreize aus dem Steuersystem
und die Verfügbarkeit geeigneter Stellen und Be-
schäftigungspensen. Die Schweiz gehört zu den
Ländern mit den höchsten Erwerbsquoten. 
Im internationalen Vergleich nimmt sie bei der wö-
chentlichen Arbeitszeit einen Spitzenplatz ein. Sie
verfügt mit durchschnittlich 41.5 Stunden über die
höchste Anzahl ausgewiesener Wochenarbeits-
stunden. Das Arbeitsgesetz kennt zwar eine Be-
grenzung der maximalen Arbeitszeit auf 45 Stun-
den. In der Praxis weichen die betriebsüblichen
und kantonalen Regelungen jedoch zum Teil er-
heblich davon ab. 
Durch die zunehmende Teilzeitarbeit rutscht die
Schweiz bei den effektiven Jahresarbeitsstunden
pro Person auf die hinteren Ränge des OECD-Ver-
gleichs. Damit liegt die jährliche Arbeitszeit pro be-
schäftigter Person in der Schweiz nur unwesentlich
höher als in Norwegen, Frankreich oder Deutsch-
land, die international die tiefste Arbeitszeit pro Er-
werbstätigem aufweisen (OECD 2001). Auch eine
relativ tiefe Anzahl Ferien- und Feiertage macht
diesen Rückstand nicht wett.
Der Anteil Erwerbstätiger auf Teilzeitbasis ist mit
29% nach den Niederlanden und Australien der
dritthöchste der OECD. Mehr als die Hälfte aller
erwerbstätigen Frauen sind Teilzeit beschäftigt,
aber nur ein Zehntel der Männer. 80% der Teilzeit-
stellen sind von Frauen besetzt, der Anteil der
Männer ist steigend. Bei knapp der Hälfte aller
Teilzeiterwerbstätigen beträgt überdies das Pen-
sum weniger als 50%. Teilzeitengagements und
berufliche Karriere scheinen schlecht kombinier-
bar; 2001 arbeiteten nur 14% der Führungskräfte
Teilzeit. Sind Kinder unter 15 Jahren im Haushalt,
arbeiten die Frauen vorwiegend Teilzeit oder sind
gar nicht erwerbstätig. Betrachtet man das poten-
zielle Erwerbsvolumen der Frauen pro Kopf, dann
senkt der hohe Anteil Teilzeit beschäftigter Frauen
das effektive Beschäftigungsvolumen der Frauen
erheblich. Figur 4 zeigt, dass die Frauen gemes-
sen an der Anzahl Arbeitsstunden ein deutlich ge-
ringeres Arbeitsvolumen ausweisen, als dies durch
den hohen Anteil pro Kopf suggeriert wird. So ge-
messen fällt die Schweiz ins hintere Mittelfeld des
OECD-Vergleichs zurück. Gleichzeitig ist die Teil-
zeitbeschäftigung offensichtlich ein wichtiger
Grund für die hohe Pro-Kopf-Integration der Frau-
en in den Arbeitsmarkt. Einzig in bestimmten nordi-
schen Staaten klaffen eine hohe Erwerbsbeteili-
gung pro Kopf und das effektive Arbeitsvolumen
nach Stunden nicht so stark auseinander. In den

Figur 3: Bestimmungsfaktoren des Arbeitsangebotes

Quelle: Credit Suisse Economic & Policy Consulting
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meisten Ländern ist die Erwerbsbeteiligung der
Frauen jedoch deutlich geringer.
Das Arbeitsangebot wird insbesondere durch die
Verringerung der effektiven Erwerbsphase und den
Wunsch nach Teilzeitarbeit reduziert. Entschärft
wird die Problematik zum Teil durch den hohen An-
teil ausländischer Erwerbstätiger. Eine starke Zu-
wanderung ist die Reaktion auf eine hohe Arbeits-
nachfrage und damit eine hohe Standortattrak-
tivität. Die Schweiz hat sich seit dem Zweiten
Weltkrieg zu einem Einwanderungsland entwickelt.
Rund ein Viertel aller Erwerbstätigen in der
Schweiz besitzen eine ausländische Staatsangehö-
rigkeit. Zwar arbeitet nach wie vor eine Mehrheit in
Berufen mit eher geringen Qualifikationsanforde-
rungen – vor allem im Baugewerbe, der verarbei-
tenden Produktion und im Gastgewerbe. Aber
sowohl die Zusammensetzung der ausländischen
Erwerbstätigen als auch ihre Qualifikationen wan-
deln sich stark. Der Schweizer Arbeitsmarkt zieht
immer mehr hochqualifizierte Arbeitnehmer an. So
sind in den letzten zwei Jahren vornehmlich Aus-
länder mit einem Hochschulabschluss oder einer
vergleichbaren Ausbildung in die Schweiz gekom-
men und im Dienstleistungssektor tätig. Ihr Anteil
ist markant höher als unter jenen Ausländern, die
bereits über zehn Jahre in der Schweiz leben. Die
Zuwanderung dehnt das Arbeitsangebot aus.

2.3 Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage
Wenn die effektive Arbeitsnachfrage geringer ist
als das Arbeitsangebot, entsteht Arbeitslosigkeit.
Bei struktureller Arbeitslosigkeit passen das Profil
der Arbeitssuchenden und das der angebotenen
offenen Stellen entweder qualitativ oder regional
nicht zueinander. Dieses so genannte «Mismatch-
Phänomen» ist langfristiger Natur. Bis Anfang der
1990er Jahre wies die Schweiz nur sehr geringe

Arbeitslosenquoten aus. Die Quote stieg dann
innerhalb kurzer Zeit auf über 5% an, verharrte ei-
nige Jahre auf diesem Niveau und fiel anschlies-
send wieder unter 2%. Nach 2000 erlebten wir er-
neut einen Anstieg der Arbeitslosigkeit. Sie befin-
det sich im aktuellen 2. Quartal bei 3.8% (BfS,
SAKE).
Die Erwerbsbeteiligung von Frauen, Geringqualifi-
zierten und ausländischen Arbeitnehmern flexibili-
sierte traditionellerweise das Arbeitsangebot. Sie
ging in Phasen der Wachstumsverlangsamung re-
gelmässig zurück und nahm in Aufschwungphasen
wieder zu. Diese «Pufferfunktion» reduzierte sich
allerdings mit der Zeit durch ein verändertes Er-
werbsverhalten dieser Gruppen. Kennzeichnend ist
ein leichter Anstieg der Sockelarbeitslosigkeit. Das
Arbeitsangebot reagiert dennoch nach wie vor ver-
gleichsweise sensibel auf konjunkturelle Verände-
rungen der Arbeitsnachfrage. 
Figur 5 zeigt, dass die Durchschnittszahlen erheb-
liche regionale und soziale Unterschiede verber-
gen. Regionen in den französisch- und italienisch-
sprachigen Kantonen weisen zum Teil eine sehr
viel höhere Arbeitslosenquote auf. Zudem sind die
ausländischen Arbeitnehmer nach wie vor vermehrt
von Arbeitslosigkeit betroffen. Deren Arbeitslosen-
quote lag im Durchschnitt der 1990er Jahre 2.6-
mal höher als die der Inländer. Im Gegensatz zu
vielen anderen Ländern war überdies die Jugend-
arbeitslosigkeit in der Schweiz bisher wenig be-
sorgniserregend. Dies kann sich jedoch in Zukunft
ändern. Wurde früher das Risiko der Erwerbslosig-
keit durch eine freiwillige Verlängerung der Ausbil-
dungsphase aufgefangen, so setzt der heutige
Lehrstellenmangel den Vorteilen der dualen Be-
rufsbildung Grenzen.
Die Ausbildungsleistungen im Hochschulbereich
haben sich zwar erfolgreich an die Zunahme von

Figur 6: Erwerbslosenquote nach Ausbildungs-
niveau
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wissensbasierten Berufen in einer dienstleistungs-
geprägten Gesellschaft angepasst. Das Bildungs-
system bringt allerdings eine im internationalen
Vergleich eher geringe Anzahl Hochschulabsolven-
ten hervor. Illustriert werden diese Kapazitätsgren-
zen durch die an sich erfreulich geringe Arbeits-
losenquote von Akademikern und Personen mit
höherer Ausbildung in Figur 6. So erreichte die
gesamte Zahl an Arbeitslosen unter der Schweizer
Erwerbsbevölkerung 1993 mit 4.7% einen
Höchststand. Von den Hochschulabgängern (mit
Abschlussjahrgang 1988) waren aber lediglich
2.3% erwerbslos und auf Stellensuche. Die Ar-
beitslosenquote bei den Hochschulabgängern und
Personen mit beruflichen Qualifikationen stieg ein-
zig 1997 und aktuell eindeutig an. Mit anderen
Worten: Für diese Gruppen steigt das Risiko der
Erwerbslosigkeit nur bei strukturellen Krisen, oder
bei sehr lange anhaltenden Konjunkturschwächen.

2.4 Regulierung als Faktor für die Lohn-
bildung

Der schweizerische Arbeitsmarkt ist im Vergleich
wenig reguliert. Die Lohnfindung funktioniert rela-
tiv marktmässig: Wenn kein Gesamtarbeitsvertrag
vorliegt, sind die Unternehmen grundsätzlich frei,
die jeweils nur für ihren Betrieb geltenden Löhne
mit der eigenen Belegschaft auszuhandeln. Die
dezentrale Lohnfindung gibt so den Unternehmen
erheblichen Spielraum, Personalkosten auch kurz-
fristig zu verändern. Neben der Struktur des Ar-
beitsmarktes und der entsprechenden Gütermärk-
te wirken die folgenden Faktoren auf die Lohn-
bildung:
� Transparenz und Informationsstand von Arbeit-

gebern und Arbeitnehmern
� Konjunkturlage und Einschätzung der wirt-

schaftlichen Perspektiven
� Räumliche und berufliche Mobilität der Arbeits-

kräfte 
� Unterschiedlichkeit der Arbeitsleistungen 
� Marktmacht der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-

organisationen 

Kollektivverhandlungen decken in der Schweiz eine
breite Palette von lohnrelevanten Aspekten ab, die
in anderen Ländern gesetzlich geregelt werden.
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen sind
in diesem Sinne nicht nur Tarif-, sondern auch So-
zialpartner. Neuere Elemente sind der festge-
schriebene Anspruch auf Lohngleichheit zwischen
Mann und Frau sowie Bestimmungen über Mitwir-
kungsorgane und neue Arbeitsformen.
In der Exportwirtschaft finden vor allem unterneh-
mensbezogene Lohnverhandlungen statt (z.B. in

der Metall-, Maschinen-, Elektro-, Uhren- und
chemischen Industrie). Flächendeckende gesamt-
arbeitsvertragliche Lohnvereinbarungen (GAV) sind
nur noch für die binnenwirtschaftlich ausgerichte-
ten Branchen typisch. Dazu gehören u.a. die Bau-
wirtschaft, öffentliche Verwaltungen und das Gast-
gewerbe. Sie decken rund 35% der Arbeitneh-
menden ab. Die jährlichen Lohnsteigerungen
entsprechen weitgehend den zwischen den Sozial-
partnern ausgehandelten gesamtarbeitsvertrag-
lichen Lohnanpassungen. Gemäss dem Bundes-
amt für Statistik gibt es Hinweise darauf, dass Ar-
beitgeber aus anderen Branchen, in denen keine
GAV-Verhandlungen geführt werden, sich an den
GAV-Lohnabschlüssen orientieren.
Entsprechend spielt der Staat eine zurückhaltende
Rolle, die sich mehrheitlich auf gesetzliche Min-
destanforderungen beim Arbeitsrecht beschränkt.
Die Verantwortung für die Verhandlungen der So-
zialpartner über Löhne oder Arbeitsbedingungen
liegt bei den Einzelverbänden bzw. bei den ent-
sprechenden betrieblichen Institutionen. Dies gilt
insbesondere für den gewerkschaftlich eher
schwach organisierten Dienstleistungsbereich.
Das Verhalten der Sozialpartner ist in der Regel
pragmatisch und betriebsorientiert. Studien weisen
auf eine im internationalen Vergleich hohe Be-
triebstreue der Arbeitnehmer, geringe Absenzraten
und eine generell hohe Arbeitsmoral hin.
Im internationalen Vergleich sind die Lohnneben-
kosten in der Schweiz eher niedrig. Ein zentraler
Grund ist, dass die Löhne weniger als Berech-
nungsbasis für die gesetzlichen Vorsorgesysteme
dienen. Die sozialstaatlichen Aufgaben werden
vornehmlich durch direkte Beiträge aus dem Versi-
cherungssystem finanziert:
� Die Kosten der Arbeitslosenversicherung

werden dadurch niedrig gehalten, dass die
Lohnersatzleistungen zwar absolut eher hoch
sind, dafür aber nur für eine relativ kurze Zeit
gezahlt werden. Die Abgaben vom Bruttolohn,
die Arbeitgeber wie Arbeitnehmer leisten, sind
im OECD-Vergleich ohnehin eher niedrig.
� Zwar werden wichtige Bereiche der Altersver-

sorgung über den Lohn abgerechnet. Dabei
wird über die AHV jedoch nur eine relativ be-
scheidene Grundversicherung gewährt, und die
zweite Säule besteht in einer durch Arbeitgeber
und Arbeitnehmer finanzierten kapitalgedeckten
privaten Altersvorsorge ohne sozialpolitische
Komponenten. Die dritte Säule ist steuerlich
begünstigtes individuelles Alterssparen. 
� Schliesslich ist die Finanzierung der Kranken-

versicherung nicht an den Lohn gebunden.
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3.1 Knappes Arbeitsangebot und steigende
Nachfrage

Das Zusammenspiel von Arbeitsangebot und Ar-
beitsnachfrage in der Schweiz zeigt sich in der
international höchsten Beschäftigungsquote.2 Das
Gegenstück ist eine entsprechend niedrige Ar-
beitslosigkeit. Sie ist ein Zeichen dafür, dass das
Arbeitsangebot unabhängig von konjunkturellen
Ausschlägen eher limitiert ist. Unsere Strukturana-
lyse signalisiert aber auch, dass der Arbeitsmarkt
funktioniert. Der zentrale Grund für das hohe
Lohnniveau in der Schweiz besteht demnach zum
einen in der Begrenztheit des Faktors Arbeit im
Verhältnis zum Faktor Kapital. Zum anderen sind
qualifizierte Arbeitskräfte im Verhältnis zu un- und
angelernten Arbeitskräften besonders knapp. Das
relativ geringe Risiko der besser Ausgebildeten, ar-
beitslos zu werden, zeigt diese Engpässe auf. Sie
sind Folge eines starken Nachfrageanstiegs nach
Höherqualifizierten im Zuge der Tertiarisierung der
Wirtschaft.
Hinzu kommen allerdings gewisse «Altlasten» aus
der Migrationspolitik. Es wurden vor allem gering-
qualifizierte Arbeitskräfte in strukturschwache
Branchen geholt. Diese versäumten so den nöti-
gen Strukturwandel. Gleichzeitig stieg der Bedarf
an Spezialisten speziell in den exportorientierten
Branchen, er konnte aber nicht ausreichend be-
friedigt werden. Die Ökonomen der Forschungs-
stelle Arbeitsmarkt- und Industrieökonomik Basel
kommen daher zum Schluss, dass es weniger die
beachtlichen Einwanderungsströme als vielmehr
das Qualifikationsprofil der Migranten war, das
bis in die jüngste Vergangenheit hinein das Wachs-
tum und den Strukturwandel in der Schweiz nega-
tiv beeinflusste. 
Figur 7 zeigt die Folgen der früheren Ausländer-
politik. Sie bestehen im chronischen Nachfrage-
überhang der Unternehmen im Bereich qualifizier-
ter Arbeitskräfte. Die Mangelsituation musste
durch aufwändige Rekrutierung und entsprechen-
de Lohnangebote in Branchen mit besonders in-
tensivem Wachstum kompensiert werden. Zum
Zuge kam dabei nicht zuletzt – wie schon in frühe-
ren Jahren – die Rekrutierung von ausländischen

Erwerbstätigen, da das einheimische Arbeitsan-
gebot nicht ausreicht, um die Nachfrage zu befrie-
digen. Die Schweiz sucht aber nicht als einzige
moderne Volkswirtschaft verstärkt qualifiziertes
Personal und Spezialisten. Dies erschwert die Re-
krutierung und treibt die Kosten in die Höhe.
Der Dienstleistungssektor bietet heute fast 70%
der Arbeitnehmenden eine Stelle. Die attraktivsten
Löhne werden von den Branchen mit der höchsten
Wertschöpfung bezahlt. Das Kredit- und Versiche-
rungsgewerbe fragt zusammen mit dem For-
schungs- und Entwicklungssektor sowie der Kom-
munikationsindustrie überdurchschnittlich stark
hochqualifiziertes Personal nach. Dies schlägt sich
in der Entlohnungspraxis nieder. 
Das im Branchenvergleich hohe Lohnniveau lässt
sich auch aus Figur 8 ablesen. Der Medianlohn ist
ein statistisches Mass für die Lohnverteilung. Er ist
so definiert, dass je die Hälfte der Lohnbezüger
mehr bzw. weniger als diesen Lohn verdienen. Ge-

3. Ursachen für das hohe Lohnniveau
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2 Eine beschäftigte Person entspricht einer besetzten Stelle. Diese Definition deckt sowohl die von Arbeitnehmenden als
auch die von Selbständigerwerbenden besetzten Stellen ab. Obwohl sich ihre Bedeutungsfelder stark überschneiden, ist
unter den Begriffen «Beschäftigte (besetzte Stellen)» und «Erwerbstätige» nicht dasselbe zu verstehen, kann doch eine 
erwerbstätige Person mehrere Stellen besetzen.
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Figur 8: Medianlöhne nach Anforderungsniveau des Arbeitsplatzes 

Anforderungsniveau des Arbeitsplatzes

höchst anspruchs- Tätigkeiten, die Einfache und
volle und sehr selb- Berufskenntnisse repetive Tätig-

NOGA Wirtschaftszweige Insgesamt ständige Tätigkeiten erfordern keiten

Total 5220 7174 5140 4167
10–45 Sektor 2 Produktion 5253 6892 5242 4333
15–37 Verarbeitendes Gewerbe, Industrie 5317 7256 5354 4193
40–41 Energie- und Wasserversorgung 6780 9121 6523 5598
45 Baugewerbe 5108 6159 5043 4536

50–93 Sektor 3 Dienstleistungen 5199 7398 5035 4000
50–52 Handel, Reparatur 4653 6750 4576 3779
55 Gastgewerbe 3519 4892 3745 3141
60–64 Verkehr, Nachrichtenübermittlung 5436 7061 5812 5025
65–67 Kredit- und Versicherungsgewerbe 6871 9412 5958 5232
65 Kreditgewerbe 7190 10042 6079 5333
66 Versicherungsgewerbe 6504 8725 5854 5152
67 Mit Kredit- und Versicherungsgewerbe verbundene

Tätigkeiten 6937 9785 5973 4833
70–74 Immobilien, Informatik, Forschung und Entwicklung 6260 8049 5585 4181
75 Öffentliche Verwaltung, Landesverteidigung,

Sozialversicherung 7231 9138 6544 5313
80 Unterrichtswesen 6539 8221 5583 4284
85 Gesundheits- und Sozialwesen 5076 6367 5092 4127
90–93 Sonstige öffentliche und persönliche Dienstleistungen 4779 6571 4609 3744

Auf 40 Wochenstunden und 12 Monate standardisierte Monatslöhne

Quelle: BfS 2002

mäss der Lohnstrukturerhebung 2002 lagen die
Medianlöhne des Kredit- und Versicherungsgewer-
bes, differenziert nach dem Anforderungsniveau
des Arbeitsplatzes, zumeist über denjenigen ande-
rer Wirtschaftszweige. Nur Betriebe der Energie-
und Wasserversorgung sowie die öffentliche Ver-
waltung (hier nur der Bund) konnten ähnlich hohe
oder im Bereich weniger anspruchsvoller Tätigkei-
ten sogar höhere Löhne bieten.
Der Lohnindex des Bundesamtes für Statistik zeigt
auf, dass das Kredit- und Versicherungsgewerbe
in den 1990er Jahren auch die mit Abstand grös-
sten Lohnsteigerungen verzeichnen konnte. Das
Reallohnniveau lag 2002 im Kreditgewerbe um
11.8%, im Versicherungsgewerbe um 13.3% und
in den damit verbundenen Tätigkeiten um 12.6%
über dem Niveau von 1993. Daneben verzeichne-
ten im gleichen Zeitraum von neun Jahren lediglich
die chemische Industrie (+7.3%) und die Nach-
richtenübermittlung (+6.5%) Lohnsteigerungen
von über 5%. In der Gesamtwirtschaft betrug das
reale Lohnwachstum in dieser Periode 3%. Dabei
ist allerdings zu beachten, dass die zweite Hälfte
der 1990er Jahre infolge der markanten Börsen-
hausse für die Finanzindustrie eine aussergewöhn-
liche Boomphase war.
Nebst der Knappheit an (qualifizierten) Arbeitskräf-
ten basiert das hohe Lohniveau in diesen Bran-

chen auf einer hohen Wertschöpfung. Lässt man
Spezialfälle wie die Sektoren Energie und Wasser
(Verzerrung wegen besonders hohen Kapitalein-
satzes) sowie Forschung und Entwicklung (Wert-
schöpfung fällt nur bedingt in dieser Branche
selbst an) ausser Acht, so ergibt sich ein Zusam-
menhang zwischen der Lohnhöhe und der Wert-
schöpfung. Branchen mit einer niedrigen Pro-
duktivität pro Beschäftigten können weniger hohe
Löhne zahlen als Wirtschaftszweige, die mit einem
starken Einsatz von hochqualifizierten Mitarbei-
tenden eine überdurchschnittliche Wertschöpfung
generieren. In der Figur 9 sind die Wirtschaftszwei-
ge, für die Bruttolohn- und Produktivitätsdaten zur
Verfügung stehen, anhand ihres NOGA-Codes
dargestellt.
Die «traditionelle» Knappheit an qualifizierten Ar-
beitskräften und Fachleuten, die schon auf dem
Weg zur Industrialisierung einen Engpass darstell-
te, wurde durch den wachsenden Anteil wissens-
basierter Branchen erheblich verstärkt. Figur 10
auf Seite 12 zeigt stellvertretend den Bedarf an
Qualifikationen im Finanzsektor. 
Zu beachten ist ein weiterer Aspekt: Trotz relativ
kleiner Ausländeranteile an ihrem Personalbestand
ist die Möglichkeit zur Rekrutierung ausländischer
Arbeitskräfte für Banken und Versicherungen
wichtig, weil es sich dabei zu einem überwiegen-
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den Teil um hochqualifizierte Arbeitskräfte handelt.
Mehr als die Hälfte der Jahresaufenthalter, welche
im Kredit- oder Versicherungsgewerbe tätig sind,
weisen einen Universitätsabschluss und rund drei
Viertel einen Hochschulabschluss auf. Auch in al-
len übrigen Aufenthaltskategorien zeigt sich, dass
Ausländer im Finanzdienstleistungsbereich als
hochqualifizierte Arbeitskräfte eine besonders
wichtige Rolle spielen. Sie sind in der Regel höher
ausgebildet als ihre Schweizer Kolleginnen und
Kollegen. Für die hiesige Wirtschaft ist dies inso-
fern bedeutend, als mit der Zuwanderung hoch-
qualifizierter Arbeitskräfte in wertschöpfungsinten-
sive Branchen volkswirtschaftliches Wachstums-
potenzial verbunden ist.
Zur Knappheit als zentraler Ursache für das hohe
Lohnniveau kommen zwei weitere Aspekte der Er-
werbsstruktur in der Schweiz hinzu.

3.2 Männer dominieren den Arbeitsmarkt 
Das Lohnniveau in der Schweiz wird durch den 
hohen Anteil männlicher Vollzeit-Erwerbstätiger
dominiert. Dies wirkt sich zum einen sehr konkret
bei den internationalen Lohnvergleichen aus, bei
denen aufgrund der Datenlage in der Regel der
Lohn eines Vollzeit erwerbstätigen männlichen Ar-
beitnehmers ohne Familie im zweiten Sektor ver-
glichen wird. Zum anderen ist – wie wir gesehen
haben – das effektive Beschäftigungsvolumen der
Frauen sehr viel geringer als jenes der Männer.

Niedrigere Löhne für weibliche Beschäftigte ent-
stehen vor allem aus drei Gründen: 
� Erstens haben Männer einen höheren Lohn,

weil sie deutlich häufiger Karriere machen. 
� Zweitens fördert das hiesige soziale und kultu-

relle Umfeld die Frauenerwerbstätigkeit in Beru-
fen mit niedrigem Anforderungsniveau. Für den
geringen Anteil Frauen mit höherer Ausbildung
gibt es verschiedene Gründe. Dazu gehört die
so genannte «Drei-Phasen-Spirale»: Frauen-
steigen in eher einfache Tätigkeiten mit einer
hohen Ersetzbarkeit ein, weil sie davon ausge-
hen, in Zukunft eine Familie zu betreuen. Nach
Gründung der Familie steuern sie erneut wieder
«einfache» Beschäftigungsverhältnisse an. 
� Ein dritter Aspekt ist die unverändert starke

Konzentration auf bestimmte Berufsfelder.
Frauen sind vor allem im Detailhandel und im
Gastgewerbe sowie in Bürotätigkeiten mit mitt-
lerem Anforderungsprofil zu finden. Beide Sei-
ten können diese Arbeitsverhältnisse relativ
leicht kündigen, da die Fähigkeiten leicht aus-
tauschbar sind.

Trotz Verbesserungen sind die Lohndifferenzen
zwischen Frauen und Männern in der Schweiz
nach wie vor markant. Innerhalb derselben Bran-
che werden Frauen bei gleichem Bildungsstand,
Anforderungsniveau des Arbeitsplatzes und hierar-
chischem Rang nach wie vor durchschnittlich
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17 Textilgewerbe
18 Herstellung von Bekleidung und Pelzwaren
19 Herstellung von Lederwaren und Schuhen
20 Be- und Verarbeitung von Holz
21 Papier- und Kartongewerbe
22 Verlags- und Druckgewerbe, Vervielfältigung
23–24 Chemische Industrie, Mineralölverarbeitung
25 Herst. von Gummi- und Kunststoffwaren
26 Herst. von sonst. Prod. aus nichtmet. Mineralien
33 Herst. von med. und optischen Geräten; Uhren
45 Baugewerbe
50 Handel, Reparatur von Autos; Tankstellen
51 Handelsvermittlung und Grosshandel
52 Detailhandel; Reparatur von Gebrauchsgütern
55 Gastgewerbe
63 Nebentätigkeiten für den Verkehr; Reisebüros
64 Nachrichtenübermittlung
65 Kreditgewerbe
66 Versicherungsgewerbe
85 Gesundheits- und Sozialwesen
90 Abwasserreinigung, Abfallbeseitigung

Figur 9: Zusammenhang von Löhnen und Bruttowertschöpfung nach Branchen 2000
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schlechter entlohnt als Männer. Zum Beispiel ver-
dienen Frauen mit universitärer Ausbildung in der
Position eines oberen Kaders durchschnittlich rund
28% weniger als Männer mit demselben Profil.
Grosse geschlechtsspezifische Unterschiede zei-
gen sich vor allem auch bei der Stellenbesetzung
durch Höherqualifizierte. Unter den Beschäftigten
mit Hochschulabschluss ist der männliche Anteil
an Direktoren und leitenden Angestellten fast drei-
mal grösser als der weibliche (29.8% bzw.
10.6%). 

3.3 Hohe Erwerbsquote älterer Arbeit-
nehmer

In der Schweiz ist die Erwerbsbeteiligung der 
50- bis 64-Jährigen trotz rückläufiger Tendenzen
die zweithöchste im OECD-Vergleich. Ein Grund
hierfür ist die relativ spät eingeführte gesetzliche
Flexibilisierung des Rentenalters. 
Der im Vergleich zu anderen Ländern hohe Anteil
älterer männlicher Erwerbstätiger hebt zunächst
einmal das Lohnniveau. Darüber hinaus ergeben
sich drei weitere Folgeeffekte: 
� Erstens werden Männer mit einer geringeren

Ausbildung deutlich häufiger frühpensioniert als
Männer mit qualifizierter Ausbildung und ent-
sprechend höheren Löhnen.
� Zweitens werden mit steigendem Alter insbe-

sondere auch die Dauer der Betriebszugehörig-
keit und die im Verlauf der gesamten beruf-
lichen Tätigkeit erworbene Berufserfahrung
honoriert. In der Altersklasse der 50- bis 63/

65-Jährigen sind die Löhne um rund 37%
höher als in der Klasse der 20- bis 29-Jährigen.
Dabei wird die Berufserfahrung höher gewichtet
als die Betriebszugehörigkeit. Dies gilt z.B. im
Maschinenbau, wo kumuliertes Erfahrungs-
wissen für den Produktionsprozess zentral ist.
Die Betriebstreue ist zudem in der Schweiz rela-
tiv ausgeprägt: Im Jahr 2001 lag der Anteil Per-
sonen, die seit mindestens 5 Jahren in einem
Unternehmen beschäftigt sind, bei 53%. 
� Drittens spielen die höheren Lohnnebenkosten

eine Rolle. Bei Männern der Altersgruppe zwi-
schen 25 und 34 sowie bei Frauen zwischen 25
und 31 Jahren beträgt der gemeinsame Arbeit-
geber- und Arbeitnehmeranteil 7% des Lohnes
im obligatorischen Teil der zweiten Säule. Für
Männer zwischen 55 und 65 sowie Frauen zwi-
schen 52 und 62 Jahren liegt der Anteil bei
18%. Durch die erste BVG-Revision werden die
Alterskategorien der Frauen jenen der Männer
angepasst. 

3.4 Zwischenbilanz
Das hohe Lohnniveau ist vor allem Ausdruck einer
Volkswirtschaft mit intensiver Wertschöpfung.
Räumliche Begrenztheit und der Mangel an natür-
lichen Ressourcen führten zu einem raschen
Strukturwandel hin zu wissensintensiver Produk-
tion, wie der hohe F&E-Anteil am BIP illustriert.
Die rasche Entwicklung neuer und erfolgreicher
Branchen im Industrie- wie im Dienstleistungs-
sektor hat im Laufe des letzten Jahrhunderts die

Figur 10: Vergleich der Qualifikationsstruktur *

Kredit- und ausseruniversitäre Berufsausbildung/ Anlehre/obligatorische
Versicherungsgewerbe Universität Tertiärstufe Matura Schulbildung Total

Schweizer 9.2 14.0 71.1 5.8 100

Niedergelassene 13.5 9.6 63.7 13.2 100

Jahresaufenthalter 56.1 18.4 22.9 2.5 100

Saisonniers und übrige Ausländer 16.4 – 67.6 – 100

Grenzgänger 17.1 21.9 48.1 12.9 100

Total 10.6 13.8 69.2 6.4 100

ausseruniversitäre Berufsausbildung/ Anlehre/obligatorische
Rest der Wirtschaft Universität Tertiärstufe Matura Schulbildung Total

Schweizer 4.5 14.6 63.5 17.5 100

Niedergelassene 2.9 6.1 36.0 55.0 100

Jahresaufenthalter 10.1 7.6 23.4 58.9 100

Saisonniers und übrige Ausländer 2.8 5.0 29.2 63.0 100

Grenzgänger 4.3 10.4 52.0 33.3 100

Total 4.4 12.3 55.3 28.0 100

*Qualifikationsstruktur nach Nationalität und Aufenthaltsstatus in Prozent

Quelle: BfS 1998
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Nachfrage nach Arbeitskräften massiv verstärkt.
Sie traf jedoch insbesondere bei qualifizierten
Arbeitskräften auf ein eher knappes Angebot.
Erfreuliche Konsequenz ist eine Erwerbstätigen-
quote (Erwerbsquote minus Arbeitslosenquote),
die in keinem anderen Land auch nur annähernd
so hoch ist: 79% der erwerbsfähigen Bevölkerung
waren im Jahr 2002 in den Arbeitsmarkt integriert.
Wie aussergewöhnlich diese Verhältnisse sind, il-
lustriert die Lissabonner Strategie 2010 der EU.
Sie strebt eine Steigerung der Erwerbstätigenquo-
te auf 70% als ehrgeiziges Ziel an! Das knappe
Angebot in der Schweiz konnte zwar quantitativ
durch die Zuwanderung in den 1970er und 1980er
Jahren gemildert werden. Ohne sie wäre das
Lohnniveau heute wahrscheinlich noch höher. Er-
gebnis ist aber nicht zuletzt auch die durchschnitt-
lich höhere Arbeitslosigkeit bestimmter Migranten-
gruppen durch eine Zuwanderungspolitik, die sich
nicht zeitgleich mit der veränderten Nachfrage ent-
wickelte.
Die hohe Arbeitsdisziplin, eine lange Erwerbsphase
und der gute Ausbildungsstand der Bevölkerung
legten nicht nur den Grundstein für die Entwick-
lung der gesamten Volkswirtschaft. Es entwickelte
sich auch eine spezifische Branchenstruktur. In der
Schweiz weist der tertiäre Sektor einen überdurch-
schnittlichen Anteil multinationaler Konzerne der
Finanzindustrie und starke Exportbranchen auf.

Branchen wie die Chemie- und Pharmaindustrie
samt ihrer Zulieferbetriebe und Spin-off-Firmen
arbeiten forschungsintensiv. Sie benötigen einen
hohen Anteil an qualifizierten Arbeitskräften und
dominieren aus diesem Grund das obere Ende der
Lohnskala.
Hinzu kommen hohe direkte und indirekte Kosten
bei der Rekrutierung von Arbeitskräften. Aber auch
Faktoren wie die Sozialpartnerschaft und stabile
sowie lang anhaltende Beschäftigungsverhältnisse
trugen dazu bei, dass Arbeitskräfte nicht vorschnell
entlassen wurden. Im Ergebnis hat sich die spezifi-
sche Knappheit an qualifizierten Arbeitskräften als
mittelfristig resistent gegenüber einer zeitweise
rückläufigen Arbeitsnachfrage erwiesen, wie sie
auch in der aktuellen Konjunkturlage wieder zum
Tragen kommt.
In diesem Sinne bildet das Lohnniveau gleichzeitig
Chancen und Risiken ab. Auf der einen Seite sind
die hohen Löhne durch die Wertschöpfung und im
Umfeld guter und wenig regulierter Arbeitsbezie-
hungen entstanden. Auf der anderen Seite indizie-
ren sie die Knappheit des Arbeitsangebotes. Dabei
konnte das Arbeitsangebot insbesondere in den
1990er Jahren der rasch wachsenden Nachfrage
nach höheren Qualifikationen nur dank dem dualen
Ausbildungssystem, progressiven Beschäftigungs-
modellen und der hohen Internationalisierung des
Arbeitsmarktes genügen.
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Figur 11: Erwerbsquoten nach Alter

Voll- und Teilzeit beschäftigte Männer und Frauen

Quelle: BfS 2000
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4.1 Hohes Lohnniveau, differenzierte Lohn-
struktur

Das hohe Lohnniveau basiert auf einer durchaus
differenzierten Lohnstruktur, die die Aspekte von
Arbeitsangebot und -nachfrage spiegelt.3 Ausbil-
dung wird honoriert: je höher die abgeschlossene
Ausbildung, desto höher auch der Lohn. Obwohl
die erworbene Ausbildung oft der Schlüssel für den
Zugang zu bestimmten beruflichen Tätigkeitsberei-
chen ist, entscheiden hauptsächlich die Anforde-
rungen in der ausgeübten Funktion über die Lohn-
höhe. So verdienen Beschäftigte mit Universitäts-
abschluss einen nominalen Bruttomedianlohn von
9286 CHF.4 In einer Stellung mit höchsten Anfor-
derungen beziehen sie 11442 CHF, in einer Funk-
tion, die lediglich Berufs- und Fachkenntnisse vor-
aussetzt, erhalten sie 6696 CHF. 
Dies dürfte erstens zu einem langsamen Schlies-
sen der Lohnschere zwischen Frauen und Män-
nern führen. Die weibliche Erwerbsbeteiligung
nimmt konstant zu, wenn auch nicht sonderlich
stark. Es handelt sich aber vornehmlich um Ver-
schiebungen aus dem Bereich mittlerer in die obe-
ren Lohnsegmente, da vermehrt Frauen mit einem
höheren Ausbildungsniveau in den Arbeitsmarkt
einsteigen. Qualifizierte Frauen verzeichnen seit
den 1990er Jahren auch höhere Lohnzuwachs-
raten. 
Zweitens zeigt der Vergleich zwischen dem Lohn-
profil von Inländern und Ausländern, dass zwar die
Inländer grundsätzlich besser verdienen als ihre
ausländischen Arbeitskollegen. So lag im Jahr
2000 der standardisierte (nominale) Bruttomedian-
lohn der Schweizer Arbeitnehmenden bei 5731
CHF, gegenüber 4808 CHF für ausländische
Arbeitskräfte. Doch bei Positionen mit höchstem
Anforderungsniveau übertreffen die Löhne von
Jahresaufenthaltern (10 725 CHF) und Nieder-
gelassenen (10 212 CHF) den Medianlohn der
Schweizerinnen und Schweizer (9967 CHF). Hier-
für verantwortlich ist der zunehmende Anteil quali-
fizierter Ausländer.

Das Erwerbseinkommen der Kader ergibt kein ein-
heitliches Bild; vielmehr schwankt es je nach Hier-
archiestufe und Branche stark. 2002 verdienten
die obersten Kader einen nominalen Bruttomedi-
anlohn von 9683 CHF monatlich, die mittleren Ka-
der 8230 CHF und die unteren Kader 6633 CHF.
Zwischen 2000 und 2002 sind die Medianlöhne
der unteren Kader um 2.0% und jene der mittleren
Kader um 2.4% gestiegen. Die Saläre der ober-
sten Kader sind hingegen während dieser Zeit
leicht gesunken (–0.7%). 
In den Hochlohnbranchen lagen die Löhne der
obersten Kader in der chemischen Industrie
(13 209 CHF), im Versicherungsgewerbe (14 450
CHF) und bei den Banken (15 873 CHF) weit über
dem Mittel von 9683 CHF. In den Tieflohnbran-
chen mussten die obersten Kader insbesondere im
Detailhandel (7143 CHF), bei den persönlichen
Dienstleistungen (5814 CHF) sowie im Gastge-
werbe (5415 CHF) mit deutlich unterdurchschnitt-
lichen Löhnen vorlieb nehmen. Betrachtet man
lediglich die bestbezahlten «Top-Manager» des
obersten Kaders, ergeben sich noch markantere
Unterschiede. Im öffentlichen Bereich liegen die
Spitzengehälter mit rund 15 663 CHF unter jenen
der Hochlohnbranchen im privaten Bereich. Ein
Grund sind Gehaltsklassen mit festgelegten Maxi-
mallöhnen und eine geringe Bedeutung von Son-
derzahlungen und Boni.
Die Lohnstruktur weist schliesslich auch erhebliche
regionale Differenzen auf, die sich aber weitge-
hend aus der unterschiedlichen Branchenstruktur
ergeben. Die höchsten Löhne werden fast immer
im Kanton Zürich bezahlt (Median = 5969 CHF),
und zwar sowohl mit dem Anforderungsniveau des
Arbeitsplatzes als auch dem Geschlecht als Krite-
rium. Hier kommt der starke Finanzsektor zum Tra-
gen. Im Tessin betrug der durchschnittliche Brutto-
monatslohn 4658 CHF, in der Genferseeregion
5422 CHF (Kantone Genf, Waadt und Wallis) und
in der Nordwestschweiz 5602 CHF. Die räumliche
Betrachtung weist auf Unterschiede im Preis-
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3 Die folgenden Ergebnisse basieren auf den Ergebnissen der Lohnstrukturerhebungen 2000 und 2002 sowie des schwei-
zerischen Lohnindexes 2002 des Bundesamtes für Statistik.

4 Der standardisierte monatliche Bruttomedianlohn erlaubt den Vergleich zwischen Voll- und Teilzeitbeschäftigten, indem
die über Unternehmensbefragungen erhobenen Beträge (inkl. Sozialabgaben, Naturalleistungen, regelmässig ausbezahlte
Prämien-, Umsatz- oder Provisionsanteile) auf standardisierte Monatslöhne umgerechnet werden, d.h. eine einheitliche
Arbeitszeit von 4 1/3 Wochen zu 40 Stunden. Der Bruttolohn enthält ausserdem die Entschädigung für Schicht-, Nacht-
und Sonntagsarbeit, 1/12 des 13. Monatslohns und 1/12 der jährlichen Sonderzahlungen (Boni).



Die Entlohnung wird immer vielfältiger

Flexible Lohnelemente gewinnen an Bedeutung. Der
traditionelle Grundlohn wird um Sonderzahlungen
(Boni) sowie eine ganze Reihe von sog. «Fringe Benefits»
ergänzt. Charakteristisch ist, dass diese Zahlungen auf
selektiver und unregelmässiger Basis entrichtet werden.
Im Jahr 2002 haben 25.3% aller Arbeitnehmenden
Sonderzahlungen (Boni) erhalten. Das Mittel dieser Boni
belief sich auf 690 CHF brutto pro Monat. Die Höhe der
Boni variiert je nach Branche stark. Auf dem höchsten
Anforderungsniveau bewegt sich der Anteil der Sonder-
zahlungen am Bruttojahreslohn zwischen 14% im Detail-
handel und rund 45% im Bankensektor. 

Betrugen diese Leistungen im Jahr 1996 noch 1.5% vom
Total der effektiv ausbezahlten Bruttolöhne, beliefen sie
sich im Jahr 2000 bereits auf den doppelten Anteil. Bei
den Kadern stiegen sie von 4.4% auf 12.2 % an. Die
«Top-Manager» erhielten im Jahr 2000 rund 30% ihrer
Entlohnung in dieser Form.

84% der Grossunternehmen gewähren sämtlichen Arbeit-
nehmerkategorien «Fringe Benefits». Hierzu zählen u.a.
kostenlose oder im Preis reduzierte Dienstleistungen/
Produkte (63%), Beteiligungen an der zweiten Säule über
dem gesetzlichen Anteil (49%), Privatwagen (48%) oder
Bezahlung der Kranken-/Unfallversicherung (22%). In
87% der Grossunternehmen macht der Wert der «Fringe
Benefits» schätzungsweise bis zu 10% des gesamten
Bruttojahreslohns aus. In 4% der Unternehmen kann die-
ser Anteil bei den obersten Kadern die 20%-Grenze über-
schreiten.

Quelle: BfS 2002, 2003
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niveau hin, die offensichtlich die Lohnbildung mit
beeinflussen.
Wie bereits gezeigt wurde, steigt das Angebot we-
nig qualifizierter Arbeitskräfte im Verhältnis zu hö-
her- und höchstqualifizierten Arbeitnehmern. Ein
Grund hierfür ist neben den bekannten «Altlasten»
aus der Migrationspolitik der 1970er und 1980er
Jahre das seit vier Jahren abnehmende Angebot
an Tieflohnstellen. Der Anteil der Tieflohnstellen
(unter 3500 CHF nominaler Bruttomonatslohn auf
Vollzeitbasis) ist von 12.8% 1998 auf 8.9% im
Jahr 2002 gesunken. Hinter dieser Entwicklung
verbergen sich jedoch grosse Differenzen in der
Verteilung der Tieflöhne auf die einzelnen Bran-
chen. Rund 45% der Stellen im Bereich der per-
sönlichen Dienstleistungen, in der Bekleidungsin-
dustrie und im Gastgewerbe gehen nicht über die
Schwelle von 3500 CHF brutto pro Monat hinaus.
Der Anteil der Tieflöhne in den Branchen mit tradi-
tionell guter Bezahlung ist dagegen mit 2.5% in
der chemischen Industrie, 1.2% in der Forschung
und Entwicklung sowie 0,4% im Bankenwesen
eher marginal.

4.2 Flexible, aber auch moderate Lohn-
entwicklung

Auf Basis eines hohen Lohnniveaus wird vor allem
die Lohnentwicklung zentral, um die relative
Attraktivität des Standortes im Vergleich zu ande-
ren Volkswirtschaften messen zu können. Ver-
handlungsgegenstand der Tarifpartner ist stets der
tarifliche Nominallohn. Bezieht man diesen Nomi-
nallohn auf den Preisindex eines bestimmten Ba-
sisjahres, erhält man den Reallohn. Der Reallohn
und seine Veränderung spiegeln die inflationsbe-
reinigte Kaufkraft des Lohnes bzw. deren Verände-
rung wider. Stark vereinfacht gesagt ist eine Volks-
wirtschaft dann konkurrenzfähig, wenn sie über die
Fähigkeit verfügt, Güter und Dienstleistungen auf
in- und ausländischen Märkten abzusetzen, ohne
dabei Einbussen im Reallohnniveau in Kauf neh-
men zu müssen. In diesem Sinne ist das hohe
Lohnniveau in der Schweiz ein Zeichen für die
Wettbewerbsfähigkeit der Volkswirtschaft. 
Ein Ziel des Wohlfahrtsstaates kann darin beste-
hen, dass die Reallöhne und die Produktivität
gleich stark wachsen und somit der Faktor Arbeit
mit einer konstanten Lohnquote proportional am
Wirtschaftswachstum beteiligt ist. Lohnzuwächse,
die über der Produktivitätsrate liegen, lassen die
realen Lohnstückkosten steigen und verursachen
so eine Verschlechterung der relativen Wettbe-
werbsposition eines Landes. Umgekehrt haben
Lohnkostensteigerungen unterhalb der Produktivi-
tätsrate einen günstigen Einfluss auf die Lohn-

stückkosten und damit auch auf die Wettbewerbs-
position im Verhältnis zu anderen Ländern. 
Mit Blick auf die Lohnkosten steht die Schweiz im
internationalen Vergleich relativ gut da. Zwischen
1960 und 1984 eilten die Lohnkosten der Produk-
tivität etwas voraus. Das durchschnittliche Arbeit-
nehmereinkommen stieg um 2.4% pro Jahr, wäh-
rend sich die Arbeitsproduktivität nur um 2% er-
höhte. Dies führte zu einer Anhebung der realen
Lohnstückkosten. Damit wurde, über die gesamte
Periode betrachtet, ein höherer Anteil des Zu-
wachses an Wohlstand zugunsten der Erwerbstäti-
gen umverteilt. 
Während die Lohnstückkosten anschliessend etwa
gleich stark anstiegen wie jene der USA und der
EU, zeigt sich vor allem in den 1990er Jahren eine
markante Abflachung der Kurve. Die Reallöhne in
der Schweiz erhöhten sich aufgrund der schwa-
chen Konjunktur und im Einklang mit der Produkti-
vitätsentwicklung nur wenig. Die Lohnstückkosten
blieben entsprechend stabil, so dass sich die Wett-
bewerbsposition der Schweiz gegenüber wichtigen
anderen Ländern verbesserte (Figur 12). 
Ab 2001 lagen die Reallohnzuwächse wieder
knapp über der Produktivitätsentwicklung. Infolge-
dessen stiegen die Lohnstückkosten leicht an. Die
relative Wettbewerbsposition der Schweiz ver-
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schlechterte sich damit aber nicht, da die Lohn-
stückkosten in den USA und Europa zur gleichen
Zeit stärker anstiegen. 
Interessant ist zudem folgendes: Ungeachtet der
rückläufigen Nachfrage seit den 1990er Jahren
sind die Löhne der geringqualifizierten Arbeitneh-
mer gestiegen, und zwar zwischen 1999 und 2001
um 7% («gesamtarbeitsvertragliche Mindestlöh-
ne»). Dagegen verzeichneten die Löhne der qualifi-
zierten und hochqualifizierten Arbeitnehmer im
gleichen Zeitraum einen durchschnittlichen Zu-
wachs um nur 3% (Puhani, 2003). Diese Entwick-
lung reflektiert den öffentlichen und gewerkschaft-
lichen Druck, das Niveau im Tieflohnbereich zu er-
halten respektive zu verbessern. Sie könnte sich
allerdings letzten Endes zulasten der Betroffenen
auswirken, indem potenzielle Lohnrigiditäten das
Angebot an Tieflohnstellen tendenziell verringern.

4.3 Zwischenbilanz
Die Lohnbildung in der Schweiz funktioniert ver-
hältnismässig stark nach Marktprinzipien. Insofern
bildet die Lohnstruktur sowohl regionale wie funk-
tionale Unterschiede in der Produktivität ab. Lohn-
differenzen bestehen sowohl zwischen Männern
und Frauen als auch zwischen schweizerischen
und ausländischen Arbeitnehmern. Diese Lohn-
scheren beginnen sich aber allmählich zu schlies-
sen. Zum einen verändern sich die Migrationsströ-
me vermehrt in Richtung qualifizierter Arbeitskräf-
te, zum anderen setzen die Frauen eine höhere
Bildungsbeteiligung vermehrt im Arbeitsmarkt um.
Entlang der veränderten Arbeitsnachfrage wirkt die
Ausbildung zunehmend als Hebel für eine Lohnan-
passung nach oben. Eine veränderte Entlohnungs-

form durch Sonderzahlungen und «Fringe Bene-
fits» unterstützt die flexible Lohnbildung. 
Lohnzuwächse, die dauerhaft die Produktivität
übersteigen, beeinträchtigen die Wettbewerbs-
fähigkeit eines Standortes. In der Schweiz wurde
aber auf schlechtere Konjunkturlagen neben den
Rückzügen weiblicher, ausländischer und jugend-
licher Erwerbstätiger aus dem Arbeitsmarkt auch
mit zurückhaltenden Lohnforderungen reagiert. In
der Vergangenheit lagen die Lohnzuwächse zwar
über lange Strecken über der Produktivitätsent-
wicklung. Gerade in den 1990er Jahren verlief die
Lohnbildung aber insgesamt sehr moderat. Be-
sonders hohe Entschädigungen auf der einen Sei-
te und die Mindestlohndebatte auf der anderen
Seite bergen allerdings das Risiko einer Abkopp-
lung der Löhne von der Wertschöpfung. 
Offen ist, ob und wie die Strukturbereinigungen,
die sich auf der Nachfrageseite durch die Freiset-
zung von Arbeitskräften und durch Frühpensionie-
rungen manifestieren, in Zukunft einen nachhalti-
gen Druck auf das Lohnniveau auslösen werden.
Eine solche Entwicklung ist aber nur dann sinnvoll,
wenn das Preisniveau in der Schweiz ebenfalls
sinkt. Sinkende Löhne bedeuten bei gleichbleiben-
den Preisen dagegen einen Verlust an Kaufkraft.
Ein Zusammenhang besteht möglichweise zu der
Beobachtung, dass hohe Löhne auch in den weni-
ger produktiven Branchen überwiegen. Eine theo-
retische Erklärung liefert der sog. Samuelson-Ba-
lassa-Effekt. Die These geht davon aus, dass das
Lohnniveau hochproduktiver Exportsektoren sich
im Sinne einer Sogwirkung auch auf das Lohn-
niveau der Binnensektoren überträgt. Die Binnen-
sektoren verfügen jedoch nicht über eine gleich
hohe Wertschöpfung. Dieser Effekt ist allerdings
für die Schweiz nie empirisch überprüft worden. 
Mit Blick auf das Lohnniveau sollten die Vorteile
der flexiblen Lohnentwicklung und -struktur auf-
rechterhalten, aber gleichzeitig die Knappheit beim
Arbeitsangebot entschärft werden. Zentraler An-
satzpunkt sind Massnahmen zur Erhöhung des Ar-
beitsangebotes im Bereich der Fachkräfte und
Spezialisten, ohne das bestehende Regulierungs-
niveau auf dem Arbeitsmarkt auszubauen. Denn
nur ein langfristiger und nicht nur ein konjunkturell
bedingter vermehrter Wettbewerb beim Arbeits-
angebot garantiert eine Lohnfindung nach Markt-
prinzipien und damit ein Lohnniveau, das bran-
chenspezifisch wie gesamtwirtschaftlich in etwa
der Wertschöpfung entspricht. 
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5 Von 22 040 ausländischen Studierenden im Jahr 2002 kamen 16 446 erst für das Studium in die Schweiz bzw. hatten
zuvor ihren Wohnort ausserhalb der Schweiz.

Figur 13: Ausländische Studierende nach
Bildungsherkunft 1988–2002
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Für die Schweiz existieren drei Optionen, um das
Arbeitskräfteangebot zu erhöhen und so volkswirt-
schaftliche Wachstumsimpulse auszulösen. 

5.1 Qualifikation als Kriterium der
Migrationspolitik

Eine nachhaltige Erhöhung des Anteils qualifizier-
ter Ausländer ergibt sich aus einer offeneren Mi-
grationspolitik, die sich aber vornehmlich an der
Qualifikation der Zuwanderer orientiert. Hier kann
die Schweiz bei ihrem hohen Internationalisie-
rungsgrad ansetzen und als Land mit attraktiven
Rahmenbedingungen in erster Linie versuchen, die
besonders hohe Zahl ausländischer Studierender
als Arbeitskräfte im Land zu halten. Dank der Aus-
bildung an Schweizer Hochschulen erfüllen sie die
Ansprüche der zurzeit diskutierten Zulassung ge-
mäss Qualifikation. Neben dem Abkommen zur
Personenfreizügigkeit mit der EU bzw. den EFTA-
Staaten sieht der bundesrätliche Vorschlag für die
Zulassung von Ausländern aus den sog. Drittstaa-
ten vor, sich auf Personen mit hohen beruflichen
Qualifikationen zu konzentrieren, die mindestens
eine der Landessprachen sprechen und Anpas-
sungsfähigkeit zeigen. 
Bisher nutzten Studierende zwar das hiesige Bil-
dungswesen, verursachten damit auch hohe Pro-
Kopf-Ausbildungskosten, boten aber ihr Human-
kapital anschliessend mehrheitlich im Ausland an.
Wie ungleich die Verhältnisse dabei sind, zeigt der
folgende Zahlenvergleich: Während insgesamt
25 791 Ausländer an Schweizer Universitäten im-
matrikuliert sind, gehen nur 8057 Schweizer an
ausländische Universitäten studieren (BfS, Stand
2001). Der Anteil der ausländischen Studierenden
an Schweizer Fachhochschulen und Universitäten
ist zudem auch im internationalen Vergleich der
höchste. Im Jahr 2002 schlossen ca. 1216 Auslän-
der aus dem EU-Raum und 307 aus den so ge-
nannten Drittstaaten neben 8214 Schweizerinnen
und Schweizern ihr Studium an einer Schweizer
Hochschule ab. Figur 13 zeigt die ungebrochene
Attraktivität der Hochschulen insbesondere für
Studenten mit Schulausbildung im Ausland.5

Im Zuge des Abkommens über die Personenfreizü-
gigkeit ist es neu möglich, dass ausländische Stu-

dierende aus den EU/EFTA-Staaten relativ behin-
derungsfrei in den hiesigen Arbeitsmarkt wechseln
können. Für die Studierenden der sog. Drittstaaten
besteht dagegen nach wie vor das Problem auf-
wändiger Ausschreibungs- und Bewilligungsver-
fahren. In ihrem Fall muss zunächst vom Arbeitge-
ber der Nachweis erbracht werden, dass kein
Schweizer und kein Arbeitnehmer aus dem EU/
EFTA-Raum die Arbeitsanforderungen einer ent-
sprechenden Stelle erfüllt. Während für grosse
Konzerne insbesondere die Verfahrensdauer weni-
ger als Problem gilt, haben kleinere und mittlere
Unternehmen oftmals gar nicht die Kapazität, eine
Stelle im gesamten EU/EFTA-Raum auszuschrei-
ben. Zudem ist schwer nachvollziehbar, wieso ein
Schweizer Unternehmen einem Studienabsolven-
ten, der in der Regel schon mehrere Jahre in der
Schweiz verbracht hat und mit den hiesigen Ver-
hältnissen bestens vertraut ist, eine Arbeitskraft
aus dem EU-Raum vorziehen sollte. 
Der Schlüssel zum Verbleib ausländischer Studie-
render in der Schweiz liegt in einer relativ einfa-
chen Anpassung des neuen Ausländerrechts
(AUG). Den Studienabsolventen aus Drittstaaten
ist in einem ersten Schritt eine Arbeitsgenehmi-
gung und in einem zweiten Schritt bei Vorlage ei-
nes Arbeitsvertrages möglichst rasch eine Nieder-
lassungsbewilligung zu erteilen. Damit lassen sich
mit geringem Aufwand gerade jene qualifizierten



Arbeitskräfte an die Volkswirtschaft binden, die
auch in anderen Ländern besonders gefragt sind.
Der Nationalrat hat sich im Zuge der Sonder-
session im Mai 2004 mehrheitlich in diese Rich-
tung entschieden. Nun hängt die definitive gesetz-
liche Besserstellung ausländischer Studierender
aus Drittstaaten vom Ständerat ab. 
Bezüglich der Werbung um höher- und höchstqua-
lifizierte Arbeitskräfte steht die Schweiz in Konkur-
renz mit praktisch allen westlichen Industrienatio-
nen. Sie geniesst durch die Attraktivität ihrer
Hochschulen allerdings einen «Heimvorteil». Ne-
ben Frankreich ist sie zudem das Land mit der
längsten Einwanderungstradition in Europa. Mit
rund 25% wird der Anteil Ausländer an der Er-
werbsbevölkerung nur von Liechtenstein und
Luxemburg übertroffen. 
Der hohe Anteil Ausländer hat nicht nur mit der
starken Zuwanderung zu tun, sondern ist auch die
Folge eines komplexen und im europäischen Ver-
gleich restriktiven Schweizer Bürgerrechts. Wer
sich heute hierzulande einbürgern lassen will, muss
sich auf einen langen Instanzenweg begeben. Das
dreistufige Verfahren über Bund, Kantone und Ge-
meinden kann Jahre dauern; teils werden mehr-
mals dieselben Sachverhalte überprüft. Das Ver-
fahren ist kompliziert und teuer. Es gibt Gemeinden
und Kantone, die mehrere zehntausend Franken
Einbürgerungsgebühr verlangen. Die Wohnsitzfris-
ten, die zur Einbürgerung berechtigen, variieren
zwischen zwei und zwölf Jahren.
Nachdem 1994 einige Kantone ihre Bürgerrechts-
gesetzgebung im Sinne einer vereinfachten Ein-
bürgerung junger Ausländer modifiziert haben, er-
griff der Bundesrat die Initiative zu einer Revision
des Staatsbürgerrechts. Die umfassende Revision
soll im September 2004 dem Volk über ein obliga-
torisches Verfassungsreferendum zur Entschei-

dung vorgelegt werden. Sie verkürzt den erforder-
lichen Mindestaufenthalt bei ordentlichen Einbür-
gerungen und erweitert den Kreis jener, die leich-
ter eingebürgert werden können. Zudem ist als
neue Form die Staatsbürgerschaft durch Geburt in
der Schweiz vorgesehen. Sie tritt zu den beiden
bisherigen Formen der Abstammung und der Ein-
bürgerung hinzu. Die Kantone verlieren dabei
Spielraum und potenzielle Verzögerungsmöglich-
keiten, die sie jetzt durch die Festsetzung eigener
Fristen, Taxen und Gebühren haben. Sie behalten
aber bei der ordentlichen Einbürgerung von Ange-
hörigen der ersten Migrantengeneration weitge-
hende Entscheidungsgewalt und bei Einbürge-
rungen der zweiten Generation das Recht zur Re-
gelung des Verfahrens. 
Die Revision könnte ein Zeichen setzen, dass eine
höhere Einbürgerungsrate erwünscht ist, und so-
mit zumindest indirekt einen positiven Einfluss auf
die eher geringe Nachfrage nach dem Schweizer
Pass haben. Wie Figur 14 verdeutlicht, hätten im
Jahr 2001 rund die Hälfte der heute in der Schweiz
ansässigen Ausländer die Bedingungen für einen
Erwerb der Staatsbürgerschaft nach geltendem
Recht erfüllt. Es handelt sich um Ehepartner von
Schweizern respektive Kinder und Erwachsene,
die die nötige Aufenthaltsdauer aufweisen. Die Re-
vision würde den Anteil der einbürgerbaren Auslän-
der auf rund 68% erhöhen. Dies würde insbeson-
dere die demografischen Perspektiven verbessern.
Das Verhältnis zwischen Erwerbstätigen und Ren-
tenbeziehern fiele günstiger aus, und die eher
schwache schweizerische Geburtenrate würde (zu-
mindest in einer ersten Phase) erhöht. Für die
ausländischen Anwärter eröffnen sich neue Per-
spektiven einer Erwerbsbiografie in der Schweiz,
welche die Vorteile einer Rückkehr ins Heimatland
nach Abschluss einer Ausbildung verringern. Eine
erleichterte Einbürgerung wirkt so als Unterstüt-
zung für eine Migrationspolitik, die insbesondere
qualifizierte Ausländer dauerhaft an den Standort
binden soll.
Erstmals seit 1990 war im Jahr 2003 die Einwan-
derung aus EU/EFTA-Staaten (50103 Personen)
höher als aus Nicht-EU-Staaten (43 946 Perso-
nen). Dies ist zum einen auf das seit dem 1. Juni
2002 gültige Abkommen über die Personenfrei-
zügigkeit mit der EU zurückzuführen. Zum anderen
hat sich die Zuwanderung aus den Ländern des
ehemaligen Jugoslawiens in den vergangenen
Jahren abgeschwächt. Das Freizügigkeitsabkom-
men bedeutet Priorität für die Zulassung von Er-
werbstätigen aus der EU/EFTA. Für die neuen
EU-Staaten gilt das Abkommen über die Perso-
nenfreizügigkeit frühestens ab Mitte 2005. Damit
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48.0%
Voraussetzungen
nicht erfüllt

5.4%
Kinder, 12 Jahre

angerechneter Aufenthalt

                   40.8%
     Nicht mit CH- 
Bürger/in verhei- 

 ratete Erwachsene
> 12 Jahre Aufenthalt

5.8%
Mit CH-Bürger/in verheiratete Erwachsene

> 5 Jahre Aufenthalt

*Schätzung mit BfS-Daten

Quelle: D’Amato/Wanner 2003, in: Münz/Ulrich 2003

Figur 14: Einbürgerbare Ausländer 2001*



Erfolgreiches Einwanderungsland Kanada

Wie die Schweiz hat auch Kanada ein Demografiepro-
blem. Anders als die Schweiz wirbt aber Kanada aktiv um
Einwanderungswillige. Mit Erfolg: Jährlich erhalten
250 000 Einwanderer die Niederlassungsgenehmigung,
und 150 000 Menschen werden eingebürgert. Die Bewer-
ber werden in drei Gruppen eingeteilt:
(Hoch-)Qualifizierte Arbeitnehmer: Fachleute oder
Absolventen einer akademischen Ausbildung mit guten
beruflichen Fähigkeiten.
Geschäftsleute und Unternehmer: Personen mit Ver-
mögen oder gutem Verdienst, die willens sind, in Kanada
zu investieren oder ein Geschäft zu leiten, das Arbeits-
plätze schafft.
Die Angehörigen: Im Heimatland verbliebene Angehöri-
ge von bereits Eingewanderten.

Die Aufnahme als Einwanderer bringt automatisch die
permanente Niederlassung mit sich. Bewerber melden
sich in ihrem Heimatland bei der kanadischen Vertretung.
Die Qualifikation findet nach einem Punktesystem statt,
das die Schweiz im Rahmen der Diskussionen um die Zu-
lassungspolitik auch schon einmal als Modell übernehmen
wollte. Tatsächlich sind die Qualifikationskriterien im
bundesrätlichen Entwurf für das AUG ähnlich jenen aus
Kanada. Dort gelten für die qualifizierten Arbeitnehmer
sechs Kategorien: Ausbildung, Sprachkenntnisse, Berufs-
erfahrung, Alter, Stellenzusage und Anpassungsfähigkeit.
Sie sind in weitere Unterkategorien unterteilt. Insgesamt
setzt sich das System aus maximal 100 Punkten zusam-
men. Das Punktesystem für die Geschäftsleute gewichtet
andere Kriterien. Hier spielen die Erfahrung als Unterneh-
mer und die Bereitschaft zu investieren eine Rolle.
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erhöht sich das potenzielle Reservoir an einwande-
rungswilligen Ausländern aus Staaten Mittel- und
Osteuropas.
In der bundesrätlichen Vorlage über das neue
Ausländergesetz ist vorgesehen, die Einwanderung
aus Nicht-EU/EFTA-Staaten auf qualifizierte
Fachkräfte und Spezialisten zu konzentrieren. Der
grösste Teil der wenig qualifizierten Arbeitskräfte
würde als Kurzaufenthalter seltener die Bedingung
für eine Einwanderung erfüllen. Allerdings hat der
Nationalrat in der Sondersession die Qualifikation
als Kriterium der sog. dualen Zulassungspolitik
durch den Bedarf im Interesse der Gesamtwirt-
schaft ersetzt. Damit würde die bereits jetzt gelten-
de Praxis praktisch unverändert auf eine gesetzli-
che Grundlage gestellt. Das Geschäft geht nun in
den Ständerat. 
Die Entscheidung für eine Zulassungspolitik ge-
mäss Qualifikation würde aber tendenziell jene
(strukturschwachen) Branchen benachteiligen, die
aufgrund vergleichsweise arbeitsintensiver Prozes-
se wenig qualifizierte Arbeitnehmer rekrutieren. Sie
wären auf die teureren Arbeitnehmer aus dem
EU/EFTA-Raum angewiesen.
Entscheiden sich die Räte für die Zulassung nach
Bedarf und gesamtwirtschaftlichen Interessen, ist
zwar vorderhand allen Interessengruppen innerhalb

der Schweizer Wirtschaft gedient, das Prinzip der
dualen Zulassung wird aber ausgehöhlt. Wie die
Strukturanalyse gezeigt hat, wird das gesamtwirt-
schaftliche Wachstum vor allem durch eine gezielte
Bindung qualifizierter Personen an den Standort
Schweiz gefördert. Schon jetzt können sich EU-
Bürger und Hochqualifizierte aus Staaten ausser-
halb der EU allerdings nur in geringem Mass für
eine Einbürgerung entscheiden.
Wunder sind aber nicht zu erwarten: Der Migra-
tionssaldo, so die Annahme einer Studie des Credit
Suisse Economic & Policy Consulting, wird zwi-
schen 2000 und 2010 zunehmen und sich an-
schliessend bis 2030 zurückbilden. Eine Verände-
rung der Löhne und der Arbeitsmarktsituation lässt
sich aus dieser Einwanderungspolitik nur begrenzt
ableiten. Die quantitativen Effekte sollten erstens
nicht überschätzt werden und dürften zweitens die
Zusammensetzung der Erwerbspersonen im Ver-
gleich zur bisherigen Situation nur langsam verän-
dern. Im Rennen westlicher Industrienationen um
Spezialisten ist eine attraktivere Zulassungspolitik
unter Einschluss des Staatsbürgerrechts entschei-
dend. Im günstigsten Fall lässt sich die Arbeits-
kräfteknappheit im hochqualifizierten Segment
tendenziell entschärfen. Dies hätte eine langfristig
dämpfende Wirkung auf die Lohnbildung in den
Hochlohnbranchen.

5.2 Höheres weibliches Beschäftigungs-
volumen

Eine erhöhte Frauenerwerbstätigkeit erweitert
ebenfalls das Arbeitsangebot. Dieses Ziel kollidiert
derzeit mit unzureichenden Rahmenbedingungen
zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Eine sub-
optimale Betreuungsinfrastruktur insbesondere für
kleine Kinder wirkt in der Schweiz als Engpass für
die Erwerbsneigung der Frauen.
Der Schweizer Arbeitsmarkt bietet prinzipiell eine
sehr gute Ausgangslage zur Erhöhung der Frauen-
erwerbstätigkeit. Er erleichtert flexible Übergänge
zwischen der Nichterwerbstätigkeit und dem Wie-
dereinstieg in den Beruf. Ziel ist erstens die ver-
besserte Umsetzung der individuellen Ausbildung
im Rahmen einer (möglichst ununterbrochenen)
Erwerbstätigkeit und zweitens die Erhöhung des
individuellen Arbeitsvolumens. Dabei sind verschie-
dene Massnahmen zu unterscheiden: 
� Ausbau der sozialen Infrastruktur auf betrieb-

licher wie auf staatlicher Ebene: Für erwerbs-
tätige Frauen bzw. Eltern stehen Kinder-
betreuungsplätze und -massnahmen vor allem
auf Vorschulstufe im Vordergrund.
� Fiskalpolitische Anreize: Werden die Lebens-

partner individuell besteuert, können die Anreize
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zur (Wieder-)Aufnahme der Erwerbstätigkeit 
erhöht werden.
� Förderung von flexiblen Arbeitszeitmodellen

auch für Kaderfunktionen.
� Einführung eines Mutterschaftsurlaubs für er-

werbstätige Frauen: Momentan werden Leistun-
gen für Mütter durch die einzelnen Betriebe er-
bracht. Damit verbunden sind jedoch Verzer-
rungen. Die Kosten und die Unsicherheit, ob sie
anfallen, dürfte als eine Art «Risikoprämie» ein
wichtiger Grund für die «Lohnlücke» zwischen
Frauen und Männern sein und ein Anreiz, männ-
liche Arbeitskräfte zu bevorzugen. Die derzeit
geplante Finanzierung über die Erwerbsersatz-
ordnung ist eine «Versicherungslösung», die die-
se Verzerrungen ausgleicht. Aus Sicht des Ar-
beitgebers spielt das Geschlecht des Arbeitneh-
mers dann keine Rolle mehr. Dadurch erhöhen
sich die Beschäftigungsaussichten vor allem für
junge Frauen. 

Weil das Bildungsniveau und die Erwerbsneigung
in einem nachgewiesen positiven Zusammenhang
stehen, wirkt eine adäquate Infrastruktur in erster
Linie fördernd auf die Erwerbsneigung der gutqua-
lifizierten Frauen. Ausserdem nimmt die weibliche
Bildungsbeteiligung zu, so dass auch aus dieser
Entwicklung heraus in Zukunft eine höhere Er-
werbsbeteiligung entsteht. Ausreichende Infra-
struktur wie z.B. Kindertagesstätten ermöglichen
zudem auch jenen Frauen den beruflichen (Wie-
der-)Einstieg, die bisher wegen mangelnder Be-

treuungsmöglichkeiten auf die Sozialhilfe angewie-
sen waren. Dies betrifft vor allem Alleinerziehende.
Eine Untersuchung des volkswirtschaftlichen Nut-
zens von Kindertagesstätten am Beispiel der Stadt
Zürich simuliert die Situation, die sich ganz ohne
solche Einrichtungen ergäbe, und errechnet deren
Nettonutzen. In der Bilanz belaufen sich die jähr-
lichen Kosten für Kinderbetreuungseinrichtungen
in Zürich auf 39 Millionen CHF. Dem steht ein
quantifizierbarer Nutzen von 137 bis zu 158 Millio-
nen entgegen. Das gesamte Kosten/Nutzen-Ver-
hältnis beträgt demnach beinahe 1: 4. Die Wirkung
des Gesamtkonzepts ist allerdings auf einen funk-
tionierenden Finanzausgleich angewiesen, welcher
die Stadt als Trägerin eines Nettoverlusts kompen-
siert. Zudem geht man von einem qualitativ hoch-
stehenden Betreuungsangebot aus. Figur 15 zeigt
die verschiedenen Nutzeneffekte auf.
Die Wirkung einer erweiterten Infrastruktur zur
Kinderbetreuung basiert erstens auf einer indirek-
ten Investition in das Humankapital der arbeiten-
den Eltern. Zweitens geht es um eine frühzeitige
Investition in das Humankapital der nachfolgenden
Generation. Die Finanzierung kann über den Bund
geschehen, wie sie das Modell der sog. Anstossfi-
nanzierung für Kinderbetreuung bereits umsetzt,
oder aber in einer eigenständigen, parafiskalischen
«Familienkasse». Eine solche Einrichtung verein-
facht die Finanzierungsbeteiligung des Bundes und
beansprucht die Wirtschaft weniger als rein be-
triebliche Betreuungskonzepte. Die Qualität des
Angebotes kann durch den Wettbewerb unter pri-
vaten Betreuungsinstitutionen gefördert werden.
Eine Möglichkeit ist die Ausgabe von "Betreuungs-
gutscheinen". Personen, die ihre Kinder nach wie
vor selbst betreuen wollen, könnten die Gutschei-
ne verkaufen und dadurch einen Beitrag für ihre
Leistungen erhalten. Entsprechend könnten ande-
re Personen die Gutscheine zu tieferen als den für
einen Krippenplatz üblichen Kosten auf dem Markt
erwerben. Der Staat beschränkt sich auf die Rolle
des Regulators, d.h. er definiert die Rahmenbedin-
gungen für das Betreuungsangebot. 
Festzuhalten bleiben eine Reihe positiver Effekte:
Erstens entspricht der Aufbau von Betreuungsin-
frastruktur dem Wunsch vieler Frauen nach (Re-)
Integration in den Arbeitsmarkt. Zweitens werden
über die Realisierung von Erwerbswünschen Mehr-
einnahmen bei Steuern und Sozialversicherungen
generiert und somit die öffentlichen Haushalte ent-
lastet. In dieselbe Richtung wirken eine potenzielle
Reduktion der alleinerziehenden Sozialhilfeemp-
fängerinnen und die Schaffung zusätzlicher Ar-
beitsplätze im Betreuungsbereich. Drittens kann
auf diese Weise der Mangel an vorschulischer In-

Positiver Einfluss von Infrastruktur zur Kinder-
betreuung auf die Erwerbs- und Geburtenraten

Internationale Studien zeigen eine deutliche Korrelation
zwischen einer hohen Erwerbsbeteiligung der Frauen bei
Existenz einer solchen Infrastruktur und einer hohen Ge-
burtenrate. Dies gilt in beide Richtungen. Für den positi-
ven Zusammenhang zwischen der Vereinbarkeit von Beruf
und Familie sowie der Geburtenrate eines Landes
spricht das Beispiel von Norwegen. Das Land hat die
höchste Frauenerwerbstätigkeit im OECD-Vergleich,
während es gleichzeitig die höchsten Geburtenraten pro
Frau aufweist. In Norwegen werben Unternehmen mit
der firmeninternen Infrastruktur für Kinderbetreuung um 
weibliche Arbeitskräfte.

Eine Untersuchung des Einflusses von Kinderbetreuungs-
institutionen auf die Geburtenrate in Deutschland von
1996 bis 2000 ergibt, dass in den östlichen Bundeslän-
dern die institutionell verfügbare Kinderbetreuung den
Übergang zum ersten Kind positiv beeinflusst hat. In den
westlichen Bundesländern ist allein schon das Vorhanden-
sein von Betreuungsmöglichkeiten in der Familie oder von
sonstigen informellen Möglichkeiten statistisch signifikant
für den Entscheid, Mutter zu werden. Im Falle einer ver-
besserten Infrastruktur würden viele Mütter im ehemaligen
Westdeutschland wieder in ihren Beruf zurückkehren oder
mehr arbeiten wollen.
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frastruktur ausgeglichen werden, wie dies auch
von der OECD empfohlen wird. Viertens erhöht
sich das Arbeitsangebot der Frauen quantitativ und
qualitativ. Damit gehen langfristig eine Reihe posi-
tiver indirekter Effekte einher, wie z.B. eine verrin-
gerte Konzentration auf bestimmte Berufsfelder
und vermehrte Aufstiegsmöglichkeiten für Frauen.
Durch den höheren Wettbewerb schliesst sich die
Lohnschere zwischen weiblichen und männlichen
Löhnen.

5.3 Freiwillig erhöhte Lebensarbeitszeit
Immer mehr Menschen scheiden vor dem offiziel-
len Rentenalter aus dem Erwerbsprozess aus. Sie
tun dies, obwohl wir alle von einer längeren Le-
benszeit und höheren Chancen auf Gesundheit im
Alter profitieren. Unseres Erachtens sollte die De-
mografieproblematik weniger durch eine obligatori-
sche Erhöhung des Rentenalters als vielmehr
durch Anreize zu einer freiwilligen Verlängerung der
Lebensarbeitszeit beantwortet werden.
In einem ersten Schritt sollten das effektive und
das gesetzliche Rentenalter wieder angenähert
werden. Obwohl nicht so ausgeprägt wie im Aus-
land, zeigt sich auch in der Schweiz ein zunehmen-
der Trend zu Frühpensionierungen. Derzeit ist die
Altersvorsorge gegenüber dem Pensionierungs-
entscheid relativ neutral ausgestaltet. Es bestehen
zwar vielfältige Möglichkeiten zum flexiblen Rück-
zug aus dem Erwerbsleben, doch diese verzerren
das Erwerbsverhalten nicht systematisch. Der
Anreiz eines Rentenvorbezugs wird durch die wei-
tere Beitragspflicht, die bis zum ordentlichen
Rentenalter gilt, und durch entsprechende Renten-
kürzungen gesenkt. Bei einem Aufschub erhöht
sich die Rente um den Gegenwert der nicht bezo-

genen Leistungen. Die Beitragsbefreiung der Pen-
sionierten bis zu einem bestimmten Freibetrag be-
wirkt, dass es sich für die Arbeitgeber lohnt, Ar-
beitnehmer über das ordentliche AHV-Rentenalter
hinaus zu beschäftigen. 
Sowohl in der AHV als auch in der beruflichen
Vorsorge wird allerdings eine verstärkte Flexibilisie-
rung angestrebt. Dabei gilt es zu vermeiden, dass
eigentliche Anreizmechanismen für Frühpensionie-
rungen implementiert werden und die Bereitschaft
für eine Erwerbstätigkeit über das ordentliche
Rentenalter hinaus weiter verringert wird. In der
nächsten AHV-Revision sollte daher auf eine so-
ziale Abfederung der Rentenkürzungen verzichtet
werden.6

Dies nimmt im Umkehrschluss die Unternehmen,
aber auch staatliche Institutionen in die Pflicht. Sie
setzen noch immer stark auf Frühpensionierungen
als sozialverträgliche Art des Arbeitsplatzabbaus.
Eine wichtige Rolle spielt dabei das Gesetz über
die berufliche Vorsorge. Das Altersguthaben bildet
sich im Wesentlichen aus den Altersgutschriften.
Diese sind nach dem Alter gestaffelt. Während
eine solche Beitragsgestaltung die Arbeitnehmer
tendenziell motiviert, im Arbeitsleben zu bleiben,
führt sie aus Sicht der Arbeitgeber eher zu höheren
Lohnnebenkosten. Arbeitgeber dürften also ge-
neigt sein, jüngere Arbeitskräfte anstelle von älte-
ren einzustellen bzw. ältere Personen früher zu
pensionieren. Mit Blick auf die Erweiterung des
Arbeitsangebotes sind diese Anreize kontrapro-
duktiv. Konstante Altersgutschriften, die nicht mit
zunehmendem Alter steigen, würden das relative
Lohngefüge weniger verzerren. Mit einem einheit-
lichen Satz von ca. 12.5% könnte ein Altersgutha-
ben aufgebaut werden, das demjenigen der heuti-

Figur 15: Nutzen von Kindertagesstätten

Kinder Eltern Unternehmen Steuerzahler

Kostenanteile Kostenanteil
Elternbeiträge von Unternehmen der Stadt Zürich

Direkter Nutzen Bessere Integration Höhere Erwerbsbeteiligung; Bessere Verfügbarkeit Zusätzliche Steuern; weniger
und Sozialisation zukünftig höherer Lohn- qualifizierter Arbeit- öffentliche Unternehmen
der Kinder ansatz; mehr Sozialleistungen nehmer/innen

Indirekter Höhere Schulabschlüsse; Bessere soziale Integration Erhöhte Attraktivität Nutzen aus dem wirtschaft-
Nutzen höhere Lebenseinkommen der Eltern der Arbeitgeber lichen Wachstumspotenzial

Intangibler Bessere Entwicklung Erhöhte Lebensqualität Erhöhte Standort- Erhöhte Lebensqualität
Nutzen von Fähigkeiten attraktivität

Quelle: Sell 2001

6 Lediglich die Renten der Frauen mit Jahrgang 1948 bis 1952 sollen weniger stark gekürzt werden, wenn sie mit 64 statt
65 Jahren in Pension gehen. Gehen die Frauen noch früher in Pension, so soll auch bei ihnen – wie bei den Männern –
der volle Kürzungssatz gelten. Diese Ausnahmeregelung für die Frauen begründet sich durch die Anhebung des ordent-
lichen Rentenalters für Frauen an dasjenige der Männer.
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gen Altersgutschriften entspräche. Die Lohnne-
benkosten der älteren Arbeitnehmer reduzierten
sich, während sich jene der jüngeren erhöhten, so
dass der altersbedingte Anstieg der Lohnkurve
sich verflachen würde und die Verzerrungen zwi-
schen jüngeren und älteren Arbeitnehmern ten-
denziell kompensiert würden. Strukturelle Knapp-
heiten auf dem Arbeitsmarkt reflektierten sich in
der Lohnbildung. Wir plädieren daher für einen
Wechsel zu konstanten Beitragssätzen.
In einem weiteren Schritt sollte der Wunsch wach-
sender Arbeitnehmerschichten nach vermehrter
Teilzeitarbeit und flexiblen Arbeitsmodellen genutzt
werden. Er könnte an die Bedingung geknüpft
werden, dass das chronologische Erwerbsmuster
(Ausbildungsphase, Erwerbstätigkeit und Ruhe-
stand) durch eine längere, aber flexiblere Lebens-
arbeitszeit abgelöst wird. Mit der Auflösung der
bisherigen Erwerbsbiografien ist nicht zuletzt auch
die Abkehr von der Senioritätsentlohnung verbun-
den. Die Entlöhnung nach Dienstjahren und
Berufserfahrung wird mittelfristig durch andere
Entgeltungskriterien abgelöst werden. Mehrere
Ausbildungen, Berufssparten- und Arbeitgeber-
wechsel, Sabbaticals und Teilzeitarbeit, Patch-
workarbeit und Job-Sharing lösen die lebenslange
Bindung an eine Berufsgattung und einen Arbeit-
geber ab. 
Ergänzende Massnahmen sind jedoch auch hier
unumgänglich. So sollten jenen Arbeitnehmern, für
die eine längere Lebensarbeitszeit beispielsweise
aus körperlichen Gründen nicht in Frage kommt,

bereits frühzeitig Umschulungen ermöglicht wer-
den. Damit würde eine OECD-Empfehlung umge-
setzt, das lebenslange Lernen in der Schweiz insti-
tutionell zu fördern. Dies könnte in besonders stark
betroffenen Branchen z.B. über branchenweite
Fonds finanziert werden. 
Bereits heute gehen 75 000 Erwerbstätige im Ru-
hestandsalter einer Teil- oder sogar Vollzeitbe-
schäftigung nach. Zusätzlich wären gemäss einer
Auswertung der Daten aus der Schweizerischen
Arbeitskräfteerhebung (SAKE) 120 000 Männer
und Frauen zwischen 53 und 75 Jahren bereit,
eine Voll- oder Teilzeitstelle anzutreten, wenn sich
eine Gelegenheit ergäbe. Rund ein Drittel der 65-
bis 75-Jährigen voll- und teilzeitbeschäftigten
Männer haben eine höhere Berufsausbildung, eine
Fachschule oder gar ein Studium aufzuweisen.
Männer mit tiefem Bildungsstand sind dagegen in
diesem Alter praktisch nicht mehr aktiv. Bei den
Frauen korrelieren der Bildungsstand und die Be-
reitschaft zur Erwerbstätigkeit im Alter. Ein weite-
rer positiver Zusammenhang besteht, wenn die
eigene Gesundheit als gut eingestuft wird. Hinge-
gen spielen finanzielle Anreize für den individuellen
Entscheid weniger eine Rolle. Schliesslich sind Er-
werbstätige über dem offiziellen Rentenalter auffal-
lend häufig in kleinen Betrieben (unter 100 Ange-
stellten) tätig und Teilzeit beschäftigt. Mit anderen
Worten: Die Bereitschaft zum Weiterarbeiten hängt
wesentlich davon ab, ob die Arbeitgeber flexible
Lösungen anbieten können.

6. Fazit und Würdigung

Der Schweizer Arbeitsmarkt ist in vielen Aspekten
einem «echten» Markt sehr ähnlich. Das im in-
ternationalen Vergleich hohe Lohnniveau steht in
erster Linie für die ökonomische Leistung einer
wertschöpfungsintensiven Volkswirtschaft. Die
wachsende Nachfrage der jüngeren Wirtschafts-
geschichte trifft jedoch auf ein «traditionell» knap-
pes Arbeitsangebot. Aus diesem Grund können die
Marktkräfte günstige Rahmenbedingungen, wie
den niedrigen Regulierungsgrad, nicht in ein tiefe-
res Lohnniveau übersetzen. Die hohen Löhne als
Preis für Knappheit deuten ein Risikopotenzial an,
das sich mit der demografischen Alterung in Zu-
kunft noch verschärfen wird. Vorboten dieser Ent-

wicklung sind die rekordhohe Beschäftigung auf
der einen und die fortschreitende Spezialisierung
auf Tätigkeiten mit hoher Wertschöpfung auf der
anderen Seite. 
Die sozialpartnerschaftliche Lohnaushandlung ist
dabei ein wichtiger Faktor für eine moderate und
flexible Lohnentwicklung. Dieser Vorteil sollte in
Zukunft nicht aufgegeben werden. Aus einer «Ver-
rechtlichung» der Arbeitsbeziehungen könnten
Lohnrigiditäten entstehen, welche die Kombination
eines hohen Lohnniveaus mit einer relativ niedri-
gen Arbeitslosigkeit beenden. Schliesslich ist das
hohe Lohnniveau nicht gleichzusetzen mit einer
geringen Differenzierung zwischen den Löhnen.
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Figur 16: Mechanismen und Lösungswege
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beitsvolumens möglich. Die Richtung gibt der Man-
gel an qualifizierten Arbeits- und Fachkräften an.
Das vorhandene Potenzial an Arbeitskräften sollte
daher effizienter integriert werden. Ansonsten ver-
schärft sich das Risiko, dass das hohe Lohnniveau
in Zukunft primär Engpässe beim Arbeitsangebot
signalisiert. 
Daher sollte die Migrationspolitik der Zukunft ver-
mehrt an der Qualifikation der Bewerber ausge-
richtet werden. Die ausländischen Studierenden an
den hiesigen Universitäten sollten nach dem Stu-
dium möglichst behinderungsfrei in den Arbeits-
markt wechseln können. Die rasch steigende Bil-
dungspartizipation der Frauen lässt sich durch den
systematischen Ausbau von Massnahmen zur bes-
seren Vereinbarkeit von Beruf und Familie für eine
verstärkte Erwerbstätigkeit nutzen. Die Einführung

Dabei korrelieren z.B. die höheren Löhne in Zürich
und Genf mit entsprechenden Lebenshaltungs-
kosten; die Dominanz männlicher Vollzeit-Erwerbs-
tätiger spiegelt sich in durchschnittlich höheren
Löhnen wider.
Der Arbeitsmarkt integriert ausserordentlich viele
Beschäftigte, darunter eine Rekordzahl an Auslän-
dern. Er weist mit dem grossen Anteil Teilzeit-
beschäftigter einen hohen Grad an flexiblen Be-
schäftigungsmöglichkeiten auf. Bisher verfügt die
Schweiz über vergleichsweise lange Jahresarbeits-
zeiten. Infolge der zunehmenden Teilzeitarbeit sinkt
aber die durchschnittliche Anzahl geleisteter Ar-
beitsstunden pro Erwerbstätigem. Im OECD-Ver-
gleich nimmt die Schweiz beim Jahresarbeitszeit-
volumen nur eine mittlere Position ein. Trotz hoher
Erwerbsbeteiligung ist also eine Erhöhung des Ar-
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des Mutterschaftsurlaubs kann dabei verzerrende
Anreize bei der Einstellung von Frauen beseitigen.
Während insbesondere die KMU hierdurch entlas-
tet würden, liegt die Verantwortung bei allen Be-
trieben, gleichzeitig berufstätige Mütter und Väter
im Unternehmen zu fördern. Dabei kommen Ar-
beitgebern wie Arbeitnehmern die relativ hohe Ar-
beitsdisziplin und die Verbreitung flexibler Beschäf-
tigungsmuster zugute. 
Diese Faktoren können schliesslich auch für eine
freiwillige Verlängerung der Lebensarbeitszeit mo-
tivieren. Zwei Einschränkungen bestehen jedoch:
Erstens braucht ein Ausbau entsprechender Anrei-
ze mehr Zeit als eine gesetzliche Erhöhung des
Rentenalters. Die freiwillige Verlängerung der Le-
benserwerbsphase muss flexibel umsetzbar sein.
Sie ist in jedem Fall erst langfristig wirksam. Zwei-
tens müsste auch die betriebliche Vorsorge ange-
passt werden. Die Attraktivität älterer gegenüber
jüngeren Arbeitnehmern kann durch konstante Al-
tersgutschriften in der zweiten Säule erhöht wer-
den. Denn ältere Arbeitnehmer dürfen für die
Unternehmen nicht automatisch teurer werden. 
Damit ist auch eine allmähliche Abkopplung von
der Senioritätsentlohnung verbunden. Dies wäre
umso mehr angezeigt, als damit dem Finanzbedarf
in den unterschiedlichen Lebensphasen des Ar-
beitnehmers besser Rechnung getragen werden
könnte. Im Vergleich zu heute wäre eine solche
Entlohnung in der Phase der Familiengründung
höher und in den letzten Jahren der Erwerbstätig-
keit niedriger. Dann sind grosse Anschaffungen
bereits getätigt und die Kinder aus dem Haus, so

dass der Kapitalbedarf eher sinkt. Dies nimmt
allerdings auch die Unternehmen in die Verantwor-
tung. Sie sollten die bisherige Praxis der Frühpen-
sionierungen durch neue Beschäftigungsmodelle
austauschen.
Zusammenfassend kann mit einer gezielten Migra-
tionspolitik, einem umfassenden Konzept zur bes-
seren Kombination von Familie und Erwerbstätig-
keit sowie verstärkten Anreizen zum freiwillig 
längeren Verbleib im Erwerbsleben das Arbeits-
kräfteangebot bzw. das Beschäftigungsvolumen in
der Schweiz erhöht werden (Figur 16). Mehr Wett-
bewerb unter den Arbeitskräften fördert eine
Lohnfindung, die sich in der Produktivität spiegelt,
ohne die Vorteile der moderaten Lohnentwicklung
aufgeben zu müssen. Lässt sich parallel dazu mit
einer verbesserten Wettbewerbs- und Liberalisie-
rungspolitik das Preisniveau absenken, können al-
lenfalls Löhne in einzelnen Branchen sinken, ohne
dass die Kaufkraft der Arbeitnehmer leidet. 
Die vorgeschlagenen Massnahmen sind Teil eines
Paketes mit dem Ziel, den Standort Schweiz im zu-
künftigen Wettbewerb zu stärken. In diesem Sinne
wirken die vorgeschlagenen Reformen eher lang-
fristig. Gleichzeitig sind sie aber auch Gegenstand
aktueller Gesetzesrevisionen, namentlich der Revi-
sion des Ausländergesetzes sowie der Volksab-
stimmungen zur Einführung der Mutterschaftsver-
sicherung und zum neuen Einbürgerungsrecht im
September 2004. Die Weichen für die Standort-
qualität von morgen werden also durch die heuti-
gen Entscheidungen gestellt.
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